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Drittes Heft .

Die neuen Steuern für die

Militärvorlage 1913





1. Der Vorſchlag der Regierung .

Wer W

Die Koſten der Militärvorlage belaufen ſich auf 186 Millio⸗

nen Mark fortdauernde und 898 Millionen Mark einmalige Aus⸗

gaben .

Zur Deckung der Mehrausgaben ſollten nach dem Re —

gierungsentwurfe dienen :

a) der erhöhte Betrag beſtehender Zölle und Steuern —

eine Ermäßigung des Grundſtücksübertragungsſtempels
ſoll in dieſer Zeit nicht eintreten —,

b) die Erhebung eines Stempels von Geſellſchaftsverträgen
und von Verſicherungsquittungen ,

c) eine Erweiterung des Erbrechts des Staates ,
d) der noch verfügbare Reſtbetrag des Ueberſchuſſes von 1911

ſowie der zu erwartende Ueberſchuß von 1912 ,
e) die Beſitzſteuer ab 1916 ,
t ) die Erhebung eines Wehrbeitrags .

Die Geſamtmaßnahmen der Vorſchläge der Regierung werden

durch folgende Ueberſicht verſtändlich :

Ueberſicht über Bedarf und Deckung der Heeresvorlagen .

A. Militäriſche Rüſtung .

I. Bedarf ( in Millionen Markh) :
1913 1914 1915

a) fortdauernde Ausgaben . 54 153 186

b einmalige Ausgaben 435 285 178

II . Deckung ( in Millionen Mark ) :

a) der fortdauernden Ausgaben .
1913 1914 1915

Berichtigung der Einnahme⸗Etats . 24 16 16

Aus Stempelabgaben 22 44

Erbrecht des Staates 5 1⁵ 15⁵

Grundſtücksübertragungsſtempel — 15 20

Zuckerſteuer
— —.

Beſitzſteuer „

Summe 51 90 95

1916 1917
186 186

18 %

1916 1917
16. 106
40 54
W
20 20
20 40

80
200 225

Für die zunächſt in Frage kommenden Jahre 1913 bis 1915 beträgt

alſo bei den fortdauernden Ausgaben



der Geſamtbedarf . . . 393 Millionen Mark ,
Die Deiißzßzß ; ·

alſo Fehlbetrag 157 Millionen Mark ,

zu deren Deckung der Wehrbeitrag mit herangezogen werden ſoll .
Von 1916 ab ergibt ſich eine Ueberdeckung , die ſich von 1919 ab durch

Wegfall der Stempelſteuervergütung an die Bundesſtaaten noch um je zehn
Millionen Mark pro Jahr erhöht .

b) der einmaligen Ausgaben .
1913 1914 9i

Aus den Ueberſchüſſen für 1912 ( Kap. 21 Tit . 8 ) . . 65
Aus dem Wehrbeitrag C“!EhRR

Summe 439 616
Bei den einmaligen Ausgaben beträgt alſo

der Bedarrf . 898 Millionen Mark ,
die Deckunnng 405³ Ä 75

alſo Ueberdeckung . 157 Millionen Mark ,
die , wie oben bemerkt , zur Deckung des Fehlbetrages bei den fortdauernden
Ausgaben für 1913 —1915 Verwendung finden ſoll .

Etwaige Einnahmereſte ſollen vermittelſt des auf 600 Millionen Mark
zu erhöhenden Schatzanweiſungskredits ausgeglichen werden .

B. Finanzielle Rüſtung .

I. Bedarf .
Geſamtbedarf zur Beſchaffung eines außerordentlichen Silber - und

Goldbeſtandes ( Druckſache N. 872 ) 55,75 Millionen Mark .

II . Deckung .
Aus dem Ueberſchuſſe von 1911 . . . . 4. ,7 Millionen Mark
Aus dem Ueberſchuſſe von 1912 10,3
Aus dem Ueberſchuſſe aus dem Münzweſen . 40,75 „ 9

Summe . 55,75 Millionen Mark wie oben .
Zur finanziellen Rüſtung wird auch die vorgeſehene Erhöhung des

Schatzanweiſungskredits von 350 auf 600 Millionen Mark zu rechnen ſein .

75 77

C. Verwendung der Ueberſchüſſe .
Der Ueberſchuß des Rechnungsjahres 1911 betruig . . . . 249 Mill . Mark
Der Ueberſchuß des Rechnungsjahres 1912 wurde geſchätzt auf 75

Summe . 324 Mill . Mark ,
Davon ſind bereits verwendtet FEEE

Daher noch zur Verfügung . 80 Mill . Mark .
Dieſe ſollen verwendet werden

a) zur Beſchaffung eines Silber⸗ und Goldbeſtandes . 15 Mill . Mark ,
b) zur Deckung der einmaligen Ausgaben 1913 66

Summe wie oben . 8⁰ Mill . Mark.
Von dieſen Vorſchlägen der Regierung blieb keine Zahl un⸗

verändert , abgeſehen von der Erhöhung des Einnahmeſolls um



24 reſp . 16 Millionen Mark . Die erſte Leſung der Vorlage gab

noch kein klares Bild der Parteien ; auch in der Kommiſſion wußte
man lange nicht , was ſchließlich werden ſollte . Zentrum und Kon⸗

ſervative erklärten kategoriſch , daß ſie unter keinen Umſtänden der

Verabſchiedung der Militärvorlage zuſtimmen könnten , wenn nicht

gleichzeitig die Deckungsfrage gelöſt ſei . Mehr als einmal ſah es

ſo aus , als ſei eine Verſtändigung ganz ausgeſchloſſen . Die ver⸗

ſchiedenſten Möglichkeiten wurden vorgeſchlagen , aber nie fand ſich
eine Mehrheit , bis eine Vereinbarung zwiſchen Zentrum , National⸗

liberale und Volkspartei ſtattfand . Man hat aber die Konſervativen
von keiner Beratung ausgeſchloſſen ; ihre Vertreter waren bei allen

Beſprechungen dabei . Schließlich fand ſich eine Löſung , der alle

Parteien mit Ausnahme der Konſervativen zuſtimmten . Aber dieſe
verhielten ſich auch nicht total ablehnend ; ſie ſtimmten für die

einen 90 Millionen Mark Deckung , die Sozialdemokraten

ſtimmten auch für etwas über 90 Millionen Mark neuere

Deckung , ſo daß die eine Hälfte der Reichsfinanzreform von

allen bürgerlichen Parteien , die andere Hälfte aber vom ganzen

Reichstage mit Ausnahme der Konſervativen beſchloſſen wurde .

Polen und Elſäſſer enthielten ſich von der Mitarbeit . Ein feſter
Block für die Beſchaffung der Geldmittel iſt nicht vorhanden ge⸗

weſen ; charakteriſtiſch iſt nur , daß bei dieſer Finanzreform die

Konſervativen erſtmals teilweiſe zur Seite ſtanden , während die

Volkspartei die ganze Reform mitmachte . Es war ein großes

Stück Arbeit , das hier geleiſtet werden mußte .

2. Der Kampf um die Beſitzſteuer .

Der Streit drehte ſich wieder wie im Jahre 1909 um die Be⸗
ſitzſteuer , freilich konnte dieſe nicht allein gebucht werden ; eine
Mehrheit für dieſe allein iſt ſtets ſchnell zu ſchaffen ; aber damit iſt
die Arbeit nur zur Hälfte getan . Folgende Auswege haben ſich

dem Reichstage dargeboten :

gieebveredelten Matrikularbeiträge der

Regierungsvorlage mit einem Geſamtergebnis von

80 Millionen Mark .

„ Vom 1. April 1916 ab leiſten die Bundesſtaaten außer den von ihnen

nach Artikel 70 der Reichsverfaſſung aufzubringenden Matrikularbeiträgen zu

den gemeinſchaftlichen Ausgaben des Reichs einen Jahresbeitrag , der im

ganzen auf 1,25 Mark für den Kopf der Bevölkerung bemeſſen wird. Der
Geſamtbetrag wird nach näherer Beſtimmung des Bundesrats auf die ein⸗

zelnen Bundesſtaaten entſprechend dem aus der Veranlagung nach dem Geſetz

über einen einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrag ſich ergebenden Ver⸗
mögensſtande verteikt . Dem Bundesrat bleibt vorbehalten , den Verteilungs⸗

maßſtab von Zeit zu Zeit nachzuprüfen und anderweit feſtzuſtellen .



82 .
Zur Aufbringung des auf ſie entfallenden Anteils werden die Bundes⸗

ſtaaten durch geſetzliche Beſtimmung eine allgemeine Beſteuerung des Ver⸗
mögens , des Einkommens oder der Erbſchaften , allein oder nebeneinander ,
bei ſich einführen oder beſtehende derartige Steuern erhöhen . Einer all⸗
gemeinen Vermögensſteuer im Sinne dieſer Vorſchrift ſtehen Steuern vom
Grund⸗ und Gebäudevermögen , vom Gewerbe ſowie vom Kapitalvermögen
gleich , ſofern ſie in Verbindung miteinander erhoben werden .

Wird in einem Bundesſtaat eine ſolche Beſteuerung nicht bis zum
J. April 1916 in Wirkſamkeit geſetzt , ſo tritt mit dieſem Tage für das
Gebiet dieſes Bundesſtaats das anliegende Beſitzſteuergeſetz in Kraft . “ ( Ver⸗
mögenszuwachsſteuergeſetz . )

Schon in der erſten Leſung fand dieſer Vorſchlag der Beſitz —
ſteuer wenig Anklang . Abgeordneter Speck erklärte namens des

Zentrums :
„ Nun iſt es vor allen Dingen der hier vorgeſchlagene Umweg über

die Einzelſtaaten , der zu Bedenken Anlaß geben könnte . Es iſt jedenfalls
kein richtiges Verhältnis , daß hier im Reich die Ausgaben bewilligt werden ,
und es den einzelſtaatlichen Geſetzgebungen überlaſſen werden ſoll , für einen
großen Teil dieſer Ausgaben die Deckung zu finden . Es iſt doch fraglich ,
ob es des Reichs würdig iſt , in dieſer Weiſe die Einzelſtaaten in Anſpruch
zu nehmen . Der Reichstag hat aber auch keine Garantie dafür , daß die
Geſetzgebung der Einzelſtaaten in einer Weiſe funktioniert , wie es den Wünſchen
der Mehrheit des Reichstags entſprechen würde . Es iſt ja doch unſere Ab⸗
ſicht , den ganzen Bedarf für die Rüſtungen weſentlich aus dem eigentlichen
Beſitz aufzubringen . Wenn wir es nun aber vollſtändig der einzelſtaatlichen
Geſetzgebung überlaſſen wollten , je nach Belieben die Vermögen oder Ein⸗
kommen auch bis zu den geringſten Beträgen herab zur Deckung dieſes Be⸗
darfs heranzuziehen , dann würden wir keine Sicherheit dafür haben , daß in
den Einzelſtaaten dieſe Beträge auch tatſächlich nur durch Belaſtung des
eigentlichen Beſitzes aufgebracht werden . In einzelnen Bundesſtaaten würden
ſich aber auch große Schwierigkeiten bei der Durchführung dieſer Auflage
ergeben . “ ( 136. Sitzung vom 10. April 1913 . St . B. S. 4634 . )

Abg . Dr . Paaſche meinte :

„ Wir wollten die beſitzenden Klaſſen zu einer allgemeinen , nicht
partiellen Beſitzſteuer heranziehen . ( Sehr richtig ! bei den Nationalliberalen . )
Da glaube ich, daß der Vorſchlag , den uns die verbündeten Regierungen
heute unterbreiten , doch dem Grundgedanken , von dem wir damals aus⸗
gingen , recht wenig entſpricht . “

( 136. Sitzung vom 10. April 1913 . St . B. S. 4644 . )
Für die Volkspartei erklärte Abg . von Payer :
„ Wir wollen uns mit aller Deutlichkeit gegen dieſen Ausweg der ver⸗

edelten Matrikularbeiträge ausſprechen . Den Reiz der Neuheit hat dieſer
Vorſchlag längſt verloren . Der Gedanke , auf dem Umwege über die Einzel⸗
ſtaaten im Wege der Matrikularbeiträge die Bedürfniſſe des Reichs zu decken,
hat ſchon bei den Verhandlungen über die Reichsfinanzreform von 1909 eine
große Rolle geſpielt .

Eine Beſitzſteuer iſt eben eine Steuer , und zwar eine Steuer des Reichs ,
da wir ja die Steuer für die Einzelſtaaten hier noch nicht direkt machen
können, wenn auch ſchon ein ſehr ſchöner Verſuch dazu in den vorliegenden
Entwürfen zu finden iſt . Ein Matrikularbeitrag aber iſt das direkte Gegen⸗teil einer Reichsſteuer (ſehr richtig ! links ) ; denn der Matrikularbeitrag fängt
gerade da an, wo die Reichsſteuer aufhört , er muß da eingreifen , wo die



Reichsſteuer verſagt . Wir unſererſeits verlangen , daß , wenn es ſich ſchon
um die Deckung von Ausgaben für den Schutz des Vaterlandes handelt , an
dem alle intereſſiert ſind , dann eine Beſitzſteuer in der Form geſchaffen werde ,
daß die Steuererträge nach gleichmäßigen Grundſätzen von allen Beteiligten
erhoben werden . Das kann man nur im Wege der Reichsbeſteuerung . “

( 137. Sitzung vom 11. April 1913 . St . B. S. 4662 . )
Die Sozialdemokraten ſprachen ſich gleichfalls gegen eine

Regelung dieſer Materie durch die Bundesſtaaten aus . Im Laufe
der Verhandlungen wurden die Bedenken nicht kleiner ; nur die

Konſervativen ſtanden auf dem Boden der Vorlage . Es ſtellte ſich
heraus , daß unter keinen Umſtänden eine Mehrheit im Reichstage
für dieſe Löſung zu finden war ; die Abſtimmung über die Regie⸗
rungsvorlage am 27 . Juni ergab auch deren Ablehnung mit 91

gegen 272 Stimmen . Für die Vorlage ſtimmten nur Konſer⸗
vative , Reichspartei , Wirtſchaftliche Vereinigung , Elſäſſer und vom

Zentrum die Abgeordneten : Dr . Fervers , Graf Galen , Gerlach ,
Herold , von Kerkering , Fürſt zu Löwenſtein , Dr . Marcour , Müller

( Fulda ) , Pauly , Graf Praſchma , Fürſt zu Salm , Dr . von Savigny ,
Schwarze ( Lippſtadt ) , Sir , Speck , Wallenborn und Wellſtein . Die

große Majorität läßt erkennen , daß auf dieſem Wege nie eine Ver⸗

ſtändigung erzielt worden wäre .

b) Die Reichsvermögensſteuer hätte im Reichstage

eine ſehr große Mehrheit gehabt ; nur die Konſervativen verhielten
ſich ablehnend . Das Zentrum würde wohl geſchloſſen für eine ſolche
eingetreten ſein . Die Schwierigkeit aber lag beim Bundesrat . Der

Reichskanzler erklärte ſämtlichen Parteien in der beſtimmteſten
Weiſe , daß an die Annahme einer ſolchen Steuer nie zu denken ſei ;
der Bundesrat werde ſie unter allen Umſtänden ablehnen. Dazu
kam ein zweites Bedenken : Die Beratung des Wehrbeitrages hatte
allen Parteien gezeigt , daß eine Vermögensſteuer ohne eine Ein⸗
kommensſteuer kaum durchzuführen iſt und zu vielen Ungerechtig⸗
keiten und Härten führt . Man verkannte auch nicht , daß ſich die
Bundesſtaaten mit guten Gründen gegen dieſen Eingriff in ihr

Steuergebiet wehrten . So iſt es zu erklären , daß ein Antrag auf

Einführung einer Vermögensſteuer im Reichstage gar nicht geſtellt
worden iſt . 5

So ſchreibt auch der Abg . von Payer in der Frankfurter

Zeitung ( Nr . 166 J vom 17 . Juni 1913 ) :
„ Bei der erſten Leſung der Deckungsvorlage haben ſichZentrum, Sozial⸗

demokratie , Nationalliberale und Volkspartei für eine ſolche Vermögens⸗
ſteuer ausgeſprochen , und es iſt heute zweifellos eine große Mehrheit für
ſie im Reichstage vorhanden . Der Haken iſt nur der , daß die verbündeten

Regierungen erklären , daß ſie dieſer Steuer keinesfalls zuſtimmen werden ,
weil ſie ſie notwendig brauchten , um leben zu können , und daß ſie ſehr un⸗

gern auch nur der einmaligen Beſteuerung des Zuwachſes zuſtimmen . Ganz
unrecht kann man ihnen dabei nicht geben , und ſie ſind nun eben einmal ,
was der Reichstag nicht ignorieren kann , auch ein geſetzgebender Faktor ,



60

der nicht umgangen werden kann . Es iſt nicht das erſte Mal , daß ſie

Wünſchen des Reichstags entgegentreten . Ferner werden wir belehrt , daß
es nur eines entſchiedenen Auftretens des Reichstags bedürfe , um den

Bundesrat zum Umfallen zu zwingen . Wieweit das zutrifft , iſt ſchwer zu

ſagen , es ſpielen hier ſehr komplizierte Momente mit . Vielleicht iſt es aber
nicht ganz unbeſcheiden , wenn wir im Reichstag der Meinung ſind , ſo gut
wie andere Leute könnten wir doch am Ende dieſe Frage auch noch beurteilen .

In welchem Sinn wir das tun , geht aus der Tatſache hervor , daß mindeſtens
drei an und für ſich die Vermögensſteuer verlangende Parteien , voraus⸗

ſichtlich aber auch die Sozialdemokratie , das heißt dann alle Parteien mit

Ausnahme der Konſervativen , ſich mit der Zuwachsſteuer begnügen wollen ,
was ihnen allerdings dadurch erleichtert wird , daß der jetzige Bedarf des

Reiches vorausſichtlich durch deren Ertrag gedeckt werden kann , ohne daß es

nötig wäre , den Einzelſtaaten die Vermögensſteuer zugunſten des Reiches

gewaltſam zu entreißen . “

c) Eine mittelbare Reichsvermögensſteuer
hatte geraume Zeit Ausſicht auf Annahme ; der Vorſchlag ging vom

Zentrum aus . Hiernach ſollte im Reichsgeſetz nur beſtimmt werden ,

daß die 80 Millionen Mark Beſitzſteuer durch eine Beſteuerung des

Vermögens in den Einzelſtaaten aufzubringen ſeien ; das Reichs⸗

geſetz ſollte weiter feſtſtellen , was als ſteuerpflichtiges Vermögen

anzuſehen iſt , bei welcher Summe die Vermögensſteuer beginnen
ſollte und mit welchem Satze . Die einzelſtaatliche Geſetzgebung
ſollte dann alles andere regeln . Die Vertreter des Zentrums traten

mit vollem Nachdruck für unſeren vermittelnden Vorſchlag ein ; man

hätte ſo eine Beſitzſteuer erhalten und die Rechte der Bundes⸗

ſtaaten voll gewahrt . Aber ſie fanden doch nur geringe Gegenliebe
und zwar bei keiner einzigen Partei . Die Konſervativen verhielten

ſich ſchroff ablehnend und wollten von keiner reichsgeſetzlichen Rege⸗

lung etwas wiſſen , ſie traten nur für den Entwurf ein ; als ſie
ſich ſpäter etwas entgegenkommender zeigten , war es zu ſpät . Die

Nationalliberalen ſchwankten geraume Zeit , da ſie nicht einig
waren ; ſchließlich aber erklärten ſie , daß ſie einſtimmig dieſen Vor⸗

ſchlag ablehnen würden . Die Volkspartei erklärte dieſen Ver⸗

mittlungsantrag für unannehmbar . So ſtand nach vierzehntägigen
Verhandlungen feſt , daß der Antrag keine Mehrheit im Reichstag
finden konnte ; er war damit erledigt und wurde erſt gar nicht ein⸗

gebracht .

d) Die Kindeserbſchaftsſteuer hätte im Reichstage
wohl eine ſtarke Mehrheit gehabt ; man darf dieſe auf mindeſtens
215 gegen 150 Stimmen berechnen . Es muß auch nach der nun

bekannt gewordenen Stellungnahme der Sozialdemokratie als

feſtſtehend angeſehen werden , daß dieſe Partei unter keinen Um⸗

ſtänden dieſes Geſetz zu Fall gebracht hätte . Wer darüber je noch
Zweifel haben konnte , dem ſagt der Abg . Gothein im „ Berliner

Tageblatt “ ( Nr . 339 vom 7. Juli 1913 ) folgendes : „ BeR
z üglich der Erbanfallſteuer hatten ſich
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Sozialdemokraten bereit Eklärt füer die
Sätze des 1909 abgelehnten Entwurfes nicht
hinauszugehen . “ Damit wäre die Mehrheit für dieſe
eine ganz gewaltige geworden . Die Regierung aber hatte erklärt ,
daß ſie eine ſolche Steuer annehmen würde . Die Annahme der
im Jahre 1909 abgelehnten Kindeserbſchaftsſteuer wäre aber
nicht nur mit ſchweren politiſchen Kämpfen verknüpft geweſen ,
ſondern hätte auch keine völlige Löſung der Deckungsfrage ge⸗
bracht . Wenn Zentrum und Rechte in Oppoſition niedergerungen
worden wären , dann hätte man nicht damit rechnen können , daß ſie
dann die andere Einnahme beſchafft hätten . Ein Konflikt wäre
die Folge geweſen und die Auflöſung des Reichstages unver⸗
meidlich , dies aber in einer Situation , die für das Zentrum
nicht angenehm geweſen wäre . Gerade das Zentrum hatte alles
Intereſſe daran , es in dieſer Frage nicht zum Konflikt kommen

zu laſſen .

e) So bot ſich als einziger Ausweg die Vermögens⸗
zuwachsſteuer . Der Bundesrat hatte dieſe ſchon vorgeſchlagen ,
aber nur als Notbehelf für jene Bundesſtaaten , in welchen die Be⸗

ſitzteuer nach der Vorlage nicht durchgeführt werden ſollte . Zen⸗
trum , Nationalliberale und Volkspartei verſtändigten ſich nun nach
langen Verhandlungen dahin , dieſes Geſetz als unmittelbares

Reichsgeſetz zu ſchaffen und ſo die Beſitzſteuerfrage zu löſen . Die

Sozialdemokratie ſtimmte am Schluſſe auch für das Geſetz .
Gegen das Vermögenszuwachsſteuergeſetz haben im Reichstage

geſtimmt ſämtliche Deutſchkonſervativen bis auf die Abgeordneten
Nehbel und von Veit , ferner die Polen , die Welfen , die bayeriſchen
Bauernbündler , die Elſäſſer Dr . Haegy und Wetterlé , der Zen⸗
trumsabgeordnete Häusler , die keiner Fraktion angehörenden Ab⸗

geordneten Gebhart und Graf v. Oppersdorff . Der Abſtimmung
haben ſich enthalten vom Zentrum die Abgeordneten Dr . Belzer ,
Chryſant , Dr . Dahlem , Engelen , Dr . Faßbender , Dr . Fervers ,
Frerker , Graf von Galen , Dr . Gerlach , Herold , Frhr . v. Kerkerink ,
Koßmann , Fürſt zu Löwenſtein , Dr . Marcour , Müller ( Fulda ) ,
Pauly , Graf Praſchma , Fürſt zu Salm , Dr . v Savigny , Schwarze ,
Wallenborn , Wellſtein , ferner die Elſäſſer Delſor , Hauß , Lévéque ,
Dr . Ricklin, Dr . Schatz , Thumann .

So fand das Geſetz mit 280 gegen 63 Stimmen bei 29 Ent⸗

haltungen Annahme . Wenn die 105 anweſenden Sozialdemo⸗
kraten auch gegen das Geſetz geſtimmt hätten, ſo wäre ihm doch noch
eine Mehrheit von 175 gegen 168 Stimmen geſichert geweſen ;
dieſe Mehrheit wäre aber noch erheblich gewachſen , da dann die

22 Zentrumsabgeordneten , welche ſich enthalten haben , für das

Geſetz geſtimmt hätten .



6

Gegen dieſe Steuer werden nun die ſchwerſten Bedenken ge —

äußert . Der Reichstag kann keine Steuer ſchaffen , welche nicht

auf Bedenken bei jenen ſtößt , die zahlen müſſen . Hier handelt es

ſich um ein Kompromiß , bei dem keine Partei ihre Anſicht allein

durchſetzen kann ; jede Partei mußte nachgeben , um eine Mittel⸗

linie zu finden . Den lebhafteſten Proteſt erheben die Konſerva⸗

tiven wegen des Eingriffes in die Finanzhoheit der Einzelſtaaten
und die Einbeziehung des Kindeserbes ; der Hanſabund und der

Bund der Induſtriellen aber proteſtieren , weil Induſtrie und

Handel die Hauptlaſt zu bezahlen hätten ; ſie denken wohl nicht

daran , daß der ſtete Ruf nach der Beſitzſteuer ein ſolches Ende

nehmen mußte .
Die Vermögenszuwachsſteuer ſtellt keinen Eingriff in die

Finanzhoheit der Einzelſtaten dar , da ſie neben der einzelſtaat⸗

lichen Einkommenſteuer und Vermögensſteuer ruhig erhoben wer⸗

den kann . Nachdem der Bundesrat einmal den Wehrbeitrag vor —

geſchlagen hatte , nachdem er die Vermögenszuwachsſteuer ſelbſt
als ſubſidiäres Reichsgeſetz vorgelegt hatte , lag es für den Reichs⸗

tag ungemein nahe , dieſen Entwurf zum ſelbſtändigen Reichsgeſetz

auszubauen und er hat dadurch kein Recht der Einzelſtaaten verletzt .

Was aber die angebliche Steuer auf die Sparſam⸗
keit anlangt , ſo hat der volksparteiliche lbg . von Payer
in der „ Frankfurter Zeitung ( Nr . 166 I v. 17 . Juni 1910 ) aus⸗

geführt :
„Aber , heißt es, die Steuer ſei „eine Steuer auf den Erwerbsfleiß

ſelbſt , ein Hohn , der dem erwerbstätigen Mittelſtand zu alten Laſten aber⸗
mals die Hauptlaſt aufpackt , eine Strafe für diejenigen , die an der Mehrung
des Volksvermögens arbeiten “ — in Summe ein „Volksbetrug “ . Wieſo
denn ? Gewiß wird nur der , der etwas vor ſich bringt , beſteuert , der , der

in ſeinem Vermögen ſtehen bleibt oder zurückgeht , nicht . Aber iſt denn das

bei der Vermögensſteuer nicht auch ſo ? Dort wird er ſogar mit ſeinem
früher vorhandenen und ſeinem neuerdings angewachſenen Vermögen jedes
Jahr beſteuert , bei der Zuwachsſteuer nur einmal mit dem Zuwachs . Auch
die Erbſchaftsſteuer umfaßt in der Regel natürlich den Nachlaß des Fleißigen
und Sparſamen anders , als den des Trägen oder Verſchwenders , weil er

größer iſt . Wenn auf Gewerbe und Induſtrie die Zuwachsſteuer , nicht minder
aber auch die Vermögensſteuer und die Erbſchaftsſteuer ſtärker laſten als

auf der Landwirtſchaft , ſo iſt das keine ungerechte Sonderbelaſtung , ſondern
kommt eben davon her , daß ihr Vermögen glücklicherweiſe ſich im Ganzen
raſcher vermehrt und vermehren kann , als das in der Landwirtſchaft ſteckende .
Das trifft ja auch für die Einkommenſteuer gerade ſo zu. Nur wenn der

Anlegungsmaßſtab für beide ein ungleicher wäre , könnte man von ungerechter
und einſeitiger Belaſtung reden . Dieſer ſteht ja aber noch gar nicht feſt ,
und ich wüßte wirklich nicht , was eigentlich uns im Reichstag veranlaſſen
ſollte , dabei die Konſervativen , die Gegner der Zuwachsſteuer ſind und

bleiben , beſonders zu begünſtigen .
Ein Irrtum iſt es auch , wenn die Kapitaliſten fürchten , bei wieder⸗

holten Schwankungen der Kurſe ihrer Wertpapiere könnte eine mehrmalige
ſcheinbare Vermögensvermehrung durch Kursſteigerungen bei ihnen auch



mehrmals als Zuwachs verſteuert werden , während durch ſie doch nur frühere
Kursverluſte ganz oder teilweiſe wieder eingeholt werden . Der Steuer wird
aber in Wirklichkeit ſtets der höchſte , einmal erreichte Stand des Vermögens
zugrunde gelegt . Nehmen wir als Beiſpiel einen Kapitaliſten , der auf den
31. Dezember 1913 als ſein Vermögen 100 000 Mark einer Aktie , die pari
ſteht , fatiert , nach drei Jahren ſteht ſie 120, er verſteuert den Zuwachs
von 20000 Mark ; am Ende der nächſten drei Jahre ſteht ſie auf 90, natür⸗
lich zahlt er nichts . Dann aber zahlt er Zuwachs nicht etwa , wenn ſiewieder auf 100, 110 oder 120 ſteigt , ſondern erſt wieder , wenn ſie an einem
Stichtage über 120 ſteht . Die Kursſchwankungen , die zwiſchen den Stich⸗
tagen eintreten , ſind überhaupt ganz ohne Belang .

Ein anderer Vorwurf geht dahin , daß es das einzig richtige geweſen
wäre , die Erbſchaftsſteuer auf die Kinder auszudehnen . Wer den
politiſchen Machtkampf der Parteien in den Vordergrund ſtellt , hat dabei
recht, vorausgeſetzt , daß die Steuer zwiſchen den Klippen der Sozialdemo⸗
kratie einerſeits und der Nationalliberalen andererſeits wirklich glücklich
durchgekommen wäre , was allerdings das Wahrſcheinlichere iſt . Es wäre
in der Tat ſchön geweſen , den ſchwarz⸗blauen Block gerade auf dem Gebiete
zu ſchlagen , das er ſelbſt als das geeignetſte und angeblich wichtigſte ge⸗
wählt hat , d. h. ihn in der Erbſchaftsſteuer niederzuſtimmen . Aber eigent⸗
lich haben wir doch kein Intereſſe daran , den ſchwarz⸗blauen , nahezu die
Mehrheit bildenden Block geradezu zuſammenzuſchweißen . Es iſt auch ein
Erfolg , gerade auf dieſem Gebiete die Konſervativen zu iſolieren , und in der
Sache gibt das Zentrum ja nach und die vom Bund der Landwirte ge⸗
führten Konſervativen verlieren die Schlacht . Die Erbſchaften der Kinder ,
die auch nichts anderes ſind als Vermögenszuwachſe , werden ja als ſolche
beſteuert , wenn auch nur einmal und nicht zweimal , wie die anderen Erb⸗
ſchaften , die zunächſt Erbſchaftsſteuer zahlen und vom verbleibenden Reſt
noch Zuwachsſteuer . Aber man will und muß doch auch die Kinder milder
behandeln als die anderen Erben . Nur das iſt anzuerkennen , daß ein
Kind, das beiſpielsweiſe im Jahre 1914 erbt und ſein Erbe vor dem nächſten
Stichtage , alſo vor dem 31. Dezember 1916 verliert oder verlumpt , ſteuerfrei
bleibt , während es Erbſchaftsſteuer bezahlt hätte , aber das iſt doch glücklicher⸗
weiſe nicht die Regel . Dann aber die Hauptſache : Die Beſteuerung des
Kindes hat natürlich auch ihre Grenzen , und es wäre knapp möglich ge⸗
weſen , ſo viel aus ihr herauszuholen , als man neben den anderen Steuer⸗
vorſchlägen der verbündeten Regierungen , Erbrecht des Staates , Erhöhung
der Stempel auf Errichtung von Geſellſchaftsverträgen , Einführung des
Stempels auf Verſicherungsverträge und Beibehaltung des Reichszuſchlages
zum Grundſtücksſtempel unbedingt notwendig hat . Dieſe Steuervorſchläge
aber ſind wenig erfreulich . Aus der Beſteuerung allen Vermögenszuwachſes
kann man aber begreiflicherweiſe mehr herausholen als au der
der Kindeserbſchaften allein , und es ſcheint mir keinen Tadel

zu verdienen , wenn wir dieſes Mehr nützlich verwenden wollen . Es 15
fähigt uns , vom Erbrecht des Staates , deſſen Freunde immer weniger zahl⸗
reich werden , abzuſehen , den tatſächlich ſchädlichen Zuſchlag zum Grund⸗

ſtücksumſatzſtempel aufzuheben und den Reichsſtempel auf Verſicherungsver⸗
träge teils fallen zu laſſen , teils auf ein Minimum zu reduzieren . Darüber

hinaus aber geſtattet uns der Mehrertrag weiter , die verhaßte
auf Grundſtücke mit Einführung der allgemeinen Zuwachsſteuer aufzuheben
und den ſinnwidrigen , den Verkehr hemmenden Scheckſtempel önite
Weltbewegende Reformen ſind das freilich nicht, aber doch 15

ſo wertvoll ſind , daß ſie den Verzicht auf einen formellen politiſchen irg
rechtfertigen , von dem über Jahr und Tag kein Menſch mehr 576 155
Jedenfalls wird der Form von Reichsfinanzreform , wie Ki sn bie
ſicht ſteht , nicht nachgeſagt werden können , daß ſie wie früher üblich , die



Koſten für die Verteidigung des Vaterlandes in der Hauptſache auf die
Schultern der minder Leiſtungsfähigen ablade oder Erwerb und Verkehr
unzweckmäßig belaſte . Im Gegenteil ; letztere wollen wir erleichtern , und
in der Schonung der minder Leiſtungsfähigen gehen wir ſo weit , daß wir
die wirklich Leiſtungsfähigen bis zur Grenze deſſen , was zurzeit als mög⸗
lich gilt , heranziehen müſſen . Davon verſprechen wir uns aber auch gute
Folgen , wenn wieder einmal neue Rüſtungsvermehrungen drohen ieR
Alles in allem bedeutet der Plan eine entſchiedene Wendung unferer
Steuerpolitik zum Beſſeven , teilweiſe fogan
Guten , und nur urteilsloſe Steuervoreingenommen⸗
heit kann behaupten , die bürvgerliche dinke
damit mutlos der Rechten das Feld und laſſe ſich
blind vom Zentrum übers Glatteis führen . “

Es kann ja ſein , daß manche Kreiſe , welche ſich ſeit 1909 die

Kehle heiſer gerufen haben nach der Beſitzſteuer , nun erſchreckt er⸗

wachen und in ganz kurzer Zeit ſagen werden , daß die Finanz⸗
reform von 1909 doch nicht ſo ſchlecht geweſen ſei . Auch im politi⸗
ſchen Leben rächt ſich alle Schuld auf Erden .

Deutſchland kann ſich im Vergleich zu anderen Ländern mit
der gerechten Steuerverteilung ſehen laſſen . In
der Budgetkommiſſion des Reichstags wurde vom Reichsſchatzamte
eine Denkſchrift ( Kom. D. S . Nr . 238 ) verteilt , der wir ( Seite 216 )
folgende Tabelle entnehmen :

Vergleichende Zuſammenſtellung der Steuerbelaſtung
in Deutſchland , Großbritannien , Frankreich und Oeſterreich .

1. Nach den Geſamtſteuerbeiträgen .

Staaten Direkte Ver⸗ Aufwand⸗Verkehrs - Erbſchafts⸗ ] Geſamt⸗
Steuern e chs⸗ ſteuern abgaben ſteuer ſteuerertragſteuern

in 1000 Mark
Deutſch . Reich2 008 044 1 542 498] 82 078 l384 894 62 081 4079 595
Großbritann . 2 637 717 1364 091 9 199 581 [ 518 758 4720 147
Frankreich . . 1 062 909 1766 545 651625 [ 295 314 [3 776 394
Oeſterreich ' ) .] 315 260] 647 525 5 185 846] ( 51 000 ) 1 148 631

) Die Aufwandſteuern , welche in England einen unbedeutenden Ertrag bringen , ſindzu den Verbrauchsſteuern gerechnet .
) Die Aufwandſteuern ſind unter die direkten Steuern gerechnet ; der Ertrag der

Eiſenbahnabgaben und die Gebühr für Spielkarten iſt zu den Verkehrsabgaben gezählt .
) , „Bei Deſterreich ſind nur die Staatsſteuern in Anſatz gebracht . Der Ertrag der

N iſt geſchätzt worden und iſt in der Summe der Verkehrsabgaben bereits



2. In Hundertteilen des Geſamtſteuerertrags .
Zölle und

Direkte er⸗ A d⸗Verkehrs⸗ 6 5e ee nen vaber A Neaeſteuern

In Mark :
Deutſch . Reich 49,22 37,81 2,02 9,43 1,52 100
Großbritann . ] 55,88 28,90 — 4,23 10,99 10⁰
Frankreich . 28,15 46,78 — 17. 25 7,82 100
Oeſterreich . . 27,44 56,38 — 16,18 (4,44) 100

3. Auf den Kopf der Bevölkerung .
Deutſch . Reich! 30,89 23,73 1,26 5,92 0,95 62,75
Großbritann . 59,27 30,65 — 4,49 11,66 106,07
Frankreich . . 27,05 44,95 — 16,58 7,51 96,09

c in lt Heſterreich . . ] 11,03 [ 22,66 — 6,50 ( 1,79 ) [ 42,98

3. Der Anterſchied zwiſchen der Erbſchaftsſteuer 1909

und der neuen Vermögenszuwachsſteuer .

Die Vermögenszuwachsſteuer kann inſofern als eine „ideale “
Steuer bezeichnet werden , als ſie nur die reicher werdenden Per⸗
ſonen trifft ; ſie frägt allerdings nicht nach der Urſache der Zu⸗
nahme des Vermögens und beſteuert jeden Zuwachs , unbekümmert ,
ob er aus eigener Tätigkeit , aus Spekulation , aus Lotterie⸗

gewinn , aus Erbſchaften von Verwandten oder aus Erbſchaften
von Eltern ſtammt ; nur der Zuwachs iſt ſteuerfrei , der
aus dem Tode eines Ehegatten ſtammt . Es iſt ganz klar ,
daß in dieſer Beſteuerung der Kindeserbſchaften für das Zen⸗
trum ein ſchweres Bedenken lag , nachdem dasſelbe 1909 die

Kindeserbſchaftsſteuer einmütig abgelehnt hatte . Ganz wie 1909

ſtimmte es darum auch am 27 . Juni 1913 für den konſer⸗
vativen Antrag , der das Kindeserbe aus der Vermögenszuwachs⸗
ſteuer herauslaſſen wollte ; der Antrag wurde aber mit 208 gegen
150 Stimmen und 10 Enthaltungen ( darunter die Zentrumsabge⸗
ordneten Becker⸗Arnsberg , Fehrenbach , Giesberts , Dr . Ffleger ,
Ponſchab , Schiffer⸗Borken , Schirmer , Schwarz) abgelehnt . Dieſe
Abſtimmung erbrachte auch den vollen Beweis dafür , daß eine

große Mehrheit für die Kindeserbſchaftsſteuer im Reichstage vor⸗
handen iſt . Wenn nun auch gegen die Stimmen des Zentrums
die Beſteuerung des Kindeserbes beſchloſſen wurde , ſo hat das Zen⸗
trum doch nicht das ganze Geſetz abgelehnt , ſondern nach ſeinem
alten Grundſatz zu mildern geſucht , wo es mildern konnte ; 5
ſieht im Vermögenszuwachsſteuergeſetz auch keine Kindeserbſchafts —

aſung

eſteneic,
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ſteuer , ſondern ein ganz anderes Geſetz . Wer z. B. heute von

ſeinen Eltern 30000 M. erbt , muß dieſe im kommenden Jahr

auch verſteuern in allen Staaten , wo eine Vermögensſteuer be⸗

ſteht ; das Kindeserbe iſt von dieſer Steuer nicht frei . Nach dem

neuen Geſetze ſoll es nun auch der Vermögenszuwachsſteuer unter —

worfen werden . Kindeserbſchaftsſteuer und Vermögenszuwachs —
ſteuer unterſcheiden ſich aber noch in einer ganzen Reihe von

Punkten und gerade dieſe Unterſchiede , die alle der Auffaſſung
des Zentrums Rechnung tragen , erleichterten dieſem die Zuſtim⸗

mung zum ganzen Geſetze ; es ſeien hier nur einige der wichtigſten
Unterſchiede hervorgehoben :

a) Die Vorlage von 1909 wollte auch das Gattenerbe

beſteuern und wurde ſo zu einer Witwenſteuer ; die Vermögens⸗
zuwachsſteuer läßt das Gattenerbe ganz frei und rechnet das Ver —

mögen der Ehegatten zuſammen . Ein Antrag des Bauernbündlers

Laux wollte beſtimmen :
„ Das in die Ehe eingebrachte Vermögen bleibt zuwachsſteuerfrei , wenn

es, zuſammengerechnet , den Betrag von vierzigtauſend Mark nicht überſteigt . “

Der Reichsſchatzſekretär erklärte dieſen Antrag für überflüſſig ,
worauf er zurückgezogen wurde .

b) Die Steuerſätze von 1909 waren für das Kindeserbe

viel höher als die der Vermögenszuwachsſteuer ; nach dem Ent⸗

wurfe von 1909 ſollte die Steuer betragen bei einem Erbteil von

über 10 000 M. 1,00 Prozent
„ „ ee 1,25

„ 30000 M. 1,50 5
W75000 M. 1,75 17

„ 100 000 M. 2,00 5
„ 150 000 M. 2,25 6

„ 200 000 M. 2,50 5
300000 M. 2,75 5

„ 400 000 M. 3,00 1
„ 500 000 M. 3,25

„ 600 000 M. 3,50

„ 750 000 M. 4,00 50
Die jetzt beſchloſſenen Steuerſätze dagegen betragen für je

drei Jahre zuſammen bei einem ſteuerpflichtigen Vermögens⸗
zuwachs von

nicht mehr als 50 000 Mark

0,½5 vom Hundert des Zuwachſes ,
mehr als 50 000 Mark bis zu 100 000 Mark

0 , vom Hundert des Zuwachſes ,
mehr als 100 000 Mark bis zu 300 000 Mark

1,öos vom Hundert des Zuwachſes ,
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mehr als 300 000 Mark bis zu 500 000 Mark

1,0 vom Hundert des Zuwachſes ,
mehr als 500 000 Mark bis zu 1000 000 Mark

1,5 vom Hundert des Zuwachſes ,
mehr als 1000 000 Mark

1,50 vom Hundert des Zuwachſes .
Ueberſteigt der Geſamtwert des ſteuerbaren Vermögens eines

Steuerpflichtigen den Betrag von

100 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0 , vom Hundert des Zuwachſes ,
200 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0½ vom Hundert des Zuwachſes ,
300 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0,v vom Hundert des Zuwachſes ,
400 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0 , vom Hundert des Zuwachſes ,
500 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0,r vom Hundert des Zuwachſes ,
750 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0,8 vom Hundert des Zuwachſes ,
1000 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0 , vom Hundert des Zuwachſes ,
2 000 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

O5s vom Hundert des Zuwachſes ,
5 000 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

0,90 vom Hundert des Zuwachſes ,
10 000 000 Mark , ſo erhöht ſich der Steuerſatz um

1 vom Hundert des Zuwachſes ,

c) Die Geſamtſteuer aus dem Kindeserbe

ſollte 1909 72 Millionen Mark betragen ; wollte man 1913 als

Beſitzſteuer die Erbſchaftsſteuer nehmen , ſo hätte dieſe rund

100 Millionen Mark bringen müſſen , d. h. die Sätze gegenüber dem

Jahre 1909 hätten alſo noch um 50 Prozent erhöht werden müſſen .

Nach dem Vermögenszuwachsſteuergeſetz aber wird das Kindeserbe

nur 30 Mill . Mark zu bezahlen haben , die Erbſchaften von Seiten⸗

verwandten werden mit 10 Millionen Mark herangezogen und der

Zuwachs unter Lebenden mit rund 60 Millionen Mark . Gerade
die Verbindung von Beſteuerung des Kindeserbes mit dem des

Zuwachſes ſchont das Kindeserbe in ſehr erheblichem Umfange und
iſt eine Garantie dafür , daß die Sätze nicht ſchnell und erheblich
in die Höhe geſchraubt werden können , weil das ganze Wirtſchafts⸗
leben hiergegen ſich ſträubt .

d) 1909 ſollte jedes Erbteil von 10000 M̃an beſteuert wer⸗

den ; im neuen Geſetze ſind Erbteile bis zu 20 000 M
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ſteuerfrei und ſolche bis zu 30 000 M. werden nur mit dem
20 000 M. überſteigenden Betrag beſteuert , ſofern der Erbe kein

Vermögen bereits beſitzt . Dieſe ſteuerfreie Summe kommt dem

ganzen Mittelſtande zugute . Wer 100 000 Mark Vermögen ſeinen
fünf vermögensloſen Kindern hinterläßt , weiß , daß dieſe keine Zu⸗
wachsſteuer zahlen .

e) Die Kindeserbſchaftsſteuer hätte ſofort beim Todes⸗

fall erhoben werden müſſen mit allen dabei vorkommenden Här⸗
ten . Die Vermögenszuwachsſteuer wird nur von drei zu drei

Jahren erhoben , alſo für die allermeiſten Erbſchaften zu einem

Zeitpunkt , der vom Todesfall entfernt liegt .

f) Die Kindeserbſchaftsſteuer hätte Schenkungen der
Eltern an die Kinder kaum erfaßt ; der Vermögenszuwachsſteuer
unterliegen alle ſolche Schenkungen .

S) Das mobile Kapital kann der Kindeserbſchafts⸗
ſteuer ſich leicht entziehen , bei der Vermögenszuwachsſteuer iſt ihm
die Hauptlaſt aufgebürdet worden , weshalb auch der Hanſabund ſo
lebhaft proteſtierte .

h) Die Kindeserbſchaftsſteuer konnte auf die perſönlichen
Verhältniſſe der Erben keine Rückſicht nehmen ; die

Vermögenszuwachsſteuer tut es in doppelter Weiſe :
J. Sie beſteuert Erben , die noch kein Vermögen haben , ge⸗

ringer und niedriger , als ſolche mit Vermögen ( ſiehe Staffel
unter b. ) .

I . Sie beſteuert minderjährige Erben erheblich niedriger , da
auf Antrag des Zentrums folgende Beſtimmung in das Geſetz auf⸗
genommen wurde :

„Fällt in den Veranlagungszeitraum der Erwerb einer Erbſchaft , ſo
ermäßigt ſich, wenn der Erbe ein Abkömmling des Erblaſſers iſt und zur
Zeit des Erbfalls das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat , und wenn
das ſteuerbare Vermögen den Geſamtwert von fünfzigtauſend Mark nicht
überſteigt , die Abgabe um einen Betrag , der für jedes bis zur Vollendung
des 21. Lebensjahres fehlende volle Jahr auf fünf vom Hundert der Ab—
gabe berechnet wird. Die Geſamtermäßigung darf fünfzig vom Hundertder Abgabe nicht überſteigen . “

D. h. Kinder von 11 Jahren und darunter zahlen nur die
Hälfte der Steuer .

Dieſe ſehr erheblichen Unterſchiede zwiſchen beiden Steuern

ſind zum größten Teil auf Antrag oder Anregung des Zentrums
in das neue Geſetz aufgenommen worden ; ſie erleichterten dem
Zentrum die Zuſtimmung um ſo mehr , als damit gleichzeitig ein
verbitternder und vergiftender Streit unter den bürgerlichen Par⸗
teien ſein Ende gefunden hat . Die 22 Zentrumsabgeordneten ,
welche ſich der Abſtimmung enthielten , konnten ihre Bedenken nicht
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ſo weit zurücktreten laſſen ; aber das Geſetz wollten ſie auch nicht
zu Fall bringen , da feſtſtand , daß eine gegen das Zentrum an⸗
genommene Kindeserbſchaftsſteuer nicht ſolche Vergünſtigungen
enthalten hätte .

4. Das Vermögenszuwachsſteuergeſetz
umfaßt jeden Vermögenszuwachs und zwar :

a) den Vermögenserwerb auf Grund von Rechtstiteln , die
dem Erbrecht angehören , ſowie auf Grund von unentgeltlichen Zu⸗
wendungen unter Lebenden ,
b ) den Vermögenserwerb durch Spekulationsgewinne und in⸗
folge ſonſtiger Glückszufälle (z. B. Lotteriegewinn) /

e) die Erhöhung des Vermögenswerts durch eine Wertſteige⸗
rung einzelner Vermögensgegenſtände , z. B. Grundſtücke , Wert⸗
papiere ( Konjunkturgewinn , Wertzuwachs im engeren Sinne ) ,

d) die Vermögensbildung aus erſpartem Einkommen ( Um⸗
wandlung von Verbrauchsvermögen in Gebrauchsvermögen ) .

Der Vermögenszuwachsſteuer ſind nur die phyſiſchen Perſonen
unterworfen , nicht die juriſtiſchen (Aktiengeſellſchaften , Vereine ,
Stiftungen uſw. ) . Steuerfrei bleibt ein Zuwachs , der 10 000 M.
( in der Vorlage 2000 M. ) nicht überſteigt : Vermögen unter 20 000
Mark ( in der Vorlage 6000 M. ) ſind überhaupt ſteuerfrei . Kinder⸗
reiche Familien ſind auf Antrag des Zentrums noch weiter berück —
ſichtigt worden :

„ Gewährt der Steuerpflichtige , deſſen Vermögen den Betrag von
hunderttauſend Mark nicht überſteigt , Kindern auf Grund geſetzlicher Ver⸗
pflichtung ( §8 1601 bis 1615 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ) Unterhalt , ſo er⸗
mäßigt ſich die Steuer für das dritte und jedes weitere minderjährige Kind
um fünf vom Hundert ihres Betrags . “

Die Feſtſtellung des Vermögenszuwachſes erfolgt erſtmals zum
I . April 1917 für den in der Zeit vom 1. Januar 1914 bis zum
31 . Dezember 1916 entſtandenen Zuwachs , ſpäterhin in Zeitabſtän⸗
den von drei zu drei Jahren für den in den vorangegangenen
drei Kalenderjahren entſtandenen Zuwachs .

Es iſt aber nicht Aufgabe des Zenſiten , daß er ſich ſeinen Zu⸗
wachs ſelbſt herausrechnet ; der Steuerpflichtige mit einem Vermögen
von 20 000 Mark und darüber hat vielmehr am 31 . Dezember
1913 ſein Vermögen zum Wehrbeitrag anzugeben ; er hat am
31 . Dezember 1916 wiederum ſein Vermögen nach dem Stande
von dieſem Tage anzugeben , mehr nicht . Der aus den beiden

Angaben ſich von ſelbſt ergebende Zuwachs wird dann von der



Steuerbehörde feſtgeſtellt und der Steuer unterworfen . Ergibt ſich

nun , daß der Zuwachs geringer iſt , als 10000 M. , ſo wird gar
keine Steuer erhoben ; es wird aber für die künftige Beſteuerung
nicht dieſe letzte Steuererklärung zugrunde gelegt , ſondern die von

1913 , bis ein Zuwachs von 10 600 M. vorhanden iſt ; dann wird

er für drei Jahre mit der Steuer belegt und von da ab wird neu ge⸗

rechnet . Folgendes Beiſpiel ſoll dieſe Vorſchrift erläutern :

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1913 : 30 000 M.

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1916 : 37000 M.

Zuwachs 7000 Mark , alſo ſteuerfrei ,

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1919 : 43 000 M.

alſo mit 13 000 Mark der Vermögenszuwachsſteuer unterworfen .

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1922 : 52 000 M.

alſo ſteuerfrei , da nur 9000 M. Zuwachs ,

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1925 : 55 000 M.

alſo mit ( 55 000 — 43 000 M. ) 12 000 M. der Vermögenszuwachs⸗
ſteuer unterworfen .

Wie aber ſteht es nun , wenn jemand in einem Veranlagungs⸗
zeitraum von drei Jahren ärmer wird und dann wieder auf den

früheren höchſten Vermögensſtand kommt ? Dann gilt als Aus —

gangspunkt der Steuer immer nur der höchſte Vermögensſtand des

Steuerpflichtigen , wie folgendes Beiſpiel dartut :

ſteuerbarer
Zuwachs

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1913 : 100 000 M.

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1916 : 150 000 M. 50 000 M.

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1919 : 90 000 M. —

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1922 : 130 000 M. —

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1925 : 180 000 M. 30 000 M.

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1928 : 140 000 M. —ç

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1931 : 170 000 M. —

Vermögensſtand am 31 . Dezember 1934 : 200 000 M. 20 000 M.

So werden Vermögensverluſte ausgeglichen und Ungerechtig⸗
keiten vermieden .

Die Steuerſätze ſelbſt ( Seite 66 ) ſind gerechnet und

progreſſiv geſtaltet ; keine einzige Partei hat hierzu einen Ab⸗

änderungsantrag eingebracht . Die Steuer wird in drei Jahres —
raten erhoben ; es kann aber auch Zahlung in ſechs Jahren
erfolgen . Die Regierung hat zugeſagt , daß ſie dieſe Stundung
hauptſächlich dann eintreten laſſen will , wenn es ſich um Zuwachs
aus Erbſchaften handelt .

Die Ermittlung des Vermögens geſchieht in derſelben Weiſe

ote



wie beim Wehrbeitrag . Grundſtücke können nach den Geſtehungs⸗
koſten angegeben werden .

Beim Erwerbe von Todes wegen im Sinne der §§ 1 bis 4

des Erbſchaftsſteuergeſetzes , beim Erwerb im Wege der Erbteilung ,
beim Erwerb von Eltern , Großeltern oder entfernteren Voreltern
ſowie beim Erwerb auf Grund einer ohne entſprechende Gegen⸗
leiſtung erfolgten Zuwendung unter Lebenden tritt an die Stelle

des Erwerbspreiſes , ſoweit die Grundſtücke dauernd land⸗ oder
forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt
ſind , oder ſoweit bebaute Grundſtücke Wohnzwecken oder gewerb⸗
lichen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind und ihre Bebauung und
Benutzung der ortsüblichen Bebauung und Benutzung entſpricht,
der Ertragswert , ſonſt der gemeine Wert zur Zeit des Erwerbes .

Als Ertragswert gilt bei land - oder forſtwirtſchaftlichen oder
Gärtnerei⸗Grundſtücken das Fünfundzwanzigfache des Rein⸗
ertrags , den ſie nach ihrer bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung
bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung mit entlohnten fremden
Arbeitskräften nachhaltig gewähren können .

Die der Land⸗ und Forſtwirtſchaft oder der Gärtnerei
dienenden Gebäude und Betriebsmittel werden nicht beſonders
veranlagt , ſondern ſind in der Veranlagung des Ertragswerts
einbegriffen .

Bei bebauten Grundſtücken , die Wohnzwecken oder gewerb⸗
lichen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind , gilt als Ertragswert das

Fünfundzwanzigfache des Miet - oder Pachtertrags , der in den

letzten drei Jahren im Durchſchnitt erzielt worden iſt oder im Falle
der Vermietung oder Verpachtung hätte erzielt werden können , nach
Abzug von einem Fünftel für Nebenleiſtungen und Inſtand⸗
haltungskoſten oder von dem als erforderlich nachgewieſenen
höheren Betrag für Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten
ohne Rückſicht darauf , ob die hierzu notwendigen Arbeiten von dem

Steuerpflichtigen ſelbſt oder durch entlohnte fremde Arbeitskräfte
geleiſtet worden ſind . In allen Fällen kann der Steuerpflichtige
verlangen , daß ſtatt des Ertragswerts der gemeine Wert der Ver⸗

anlagung zugrunde gelegt wird . Dieſes Recht erliſcht , wenn es

nicht ſpäteſtens bis zum Ablauf der mit der Zuſtellung des Steuer⸗

oder Feſtſtellungsbeſcheids eröffneten Rechtsmittelfriſt geltend ge⸗
macht wird .

Die Landwirtſchaft hat es in erſter Linie dem Zentrum zu

verdanken , daß der Ertragswert für ſie feſtgeſetzt worden iſt ; dabei

hat das Zentrum noch erzielt , daß der Ertragswert ſo berechnet
wird , wie wenn mit entlohnten fremden Arbeitskräften gearbeitet
wird ; es darf alſo die Arbeit des einzelnen Bauern nicht mit ein⸗
gerechnet werden ; dieſe iſt vielmehr in Abzug zu bringen . Auf
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einen Antrag des Zentrums iſt auch beſchloſſen worden , daß die
Gebäude und Betriebsmittel nicht beſonders zu verſteuern ſind .
Dagegen iſt es dem Zentrum nicht gelungen , das 20 fache des

Ertragswertes ins Geſetz zu bringen ; Nationalliberale , Volks⸗

partei und Sozialdemokratie ſtimmten dagegen und brachten ſo
den Antrag des Zentrums zu Fall . Gegen die wahlweiſe Zulaſſung
des gemeinen Wertes hatte das Zentrum kein Bedenken ; wenn
in einzelnen Gegenden Steuerbeamte den Ertragsswert zu hoch
einſchätzen , dann kann der Steuerpflichtige den gemeinen Wert

wählen .
Das Verfahren enthält genügend Garantien gegen Steuer⸗

hinterziehung , es ſetzt recht hohe Strafen bis zu Gefängnis und

Veröffentlichung des Urteils feſt . In der Kommiſſion und in

zweiter Leſung war beſchloſſen worden , in die Veranlagungsvor⸗
ſchriften eine Beſtimmung aufzunehmen :

„ Der Bundesrat beſtimmt die für die Veranlagung und Erhebung der
Beſitzſteuer der Bundesfürſten zuſtändigen Behörden . “

Dieſe Vorſchrift iſt in der dritten Leſung mit 194 gegen 170
Stimmen geſtrichen worden ; Zentrum , Rechte und National⸗
liberale ſtimmten für die Streichung , da der Reichskanzler das
Geſetz mit dieſer Beſtimmung als unannehmbar bezeichnet hatte .
Durch dieſe Abſtimmung iſt über die Steuerfreiheit der Bundes⸗
fürſten gar nichts entſchieden , da es ſich nur um eine Ordnungs⸗
vorſchrift handelte , die kein materielles Recht ſchafft . Der
Bundesrat ſteht auf dem Standpunkt , daß die Bundesfürſten (alle
anderen Fürſten , alle Prinzen , Kronprinzen uſw . ſind ſteuer⸗
pflichtig ) von der direkten Reichsſteuer kraft ihrer Souveränität be⸗
freit ſeien . Die Mehrheit des Reichstags vertritt die gegenteilige
Auffaſſung und erklärt auch die Bundesfürſten gemäß § 12 als
„ Angehörige des Deutſchen Reiches “ für ſteuerpflichtig , da das Be⸗
ſitzſteuergeſetz keine Ausnahmebeſtimmung enthalte , wie eine ſolche
im Reichserbſchaftsſteuergeſetz von 1906 und im Reichswertzuwachs —
ſteuergeſetz von 1911 beſchloſſen worden iſt . Die Entſcheidung
liegt nunmehr bei den Gerichten .

Die Ertragsberechnung für die Beſitzſteuer kann keine abſolut
ſichere ſein , ſchon weil der Ertrag ſehr von dem Stand des Wirt —
ſchaftslebens abhängt und weil man bisher keine obligatoriſche
Selbſtveranlagung hatte . Man iſt alſo auf Grund der Zunahme
der Vermögen in Preußen von 1908 —1911 um 12 214 Millionen
M. auf Schätzungen angewieſen ; der Zuwachs aus eigenem Er⸗
werb wird auf eine Jahresſteuer von 60 Millionen Mark , durch
Kindererbſchaften auf 30 Millionen Mark und durch andere Erb —
ſchaften auf 10 Millionen Mark berechnet . Von dieſen 100
Millionen Mark gehen von 1916 bis 1919 10 Prozent , von da
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ab 5 Prozent an die Einzelſtaaten als Entſchädigung ab, ſo daß
dem Reiche 90 —95 Millionen Mark verbleiben .

Die Vermögenszuwachsſteuer konnte im Reichstage darum
ſchnell beraten werden , weil ſie ſich in den meiſten Vorſchriften
an den Wehrbeitrag enge anſchließt , wie dieſer auch die Grund⸗
lage für die ganze Beſteuerung des Zuwachſes bildet . Den An⸗
trag der Sozialdemokraten aber , dieſe Steuer quotiſierbar zu
machen und im Etat zu beſtimmen , welcher Prozentſatz erhoben
werden ſoll , hat das Zentrum abgelehnt , da eine ſolche Steuer nicht
quotiſierbar iſt ; ſie enthält zu 40 Prozent Einnahme aus der Be⸗

ſteuerung der Erbſchaften und dieſe kann man nicht in drei Jahren
mit dem einen Satz , in den nächſten drei Jahren mit einem an⸗
deren Steuerſatz belegen ; das wäre Willkür und würde zu offen⸗
ſichtlichen Ungerechtigkeiten führen .

5. Die Stempelſteuern auf Geſellſchaftsverträge .

Die Regierung hat nur dieſen einen Entwurf beinahe unver⸗
ändert zur Annahme gebracht ; ſie ſchlug vor ( D. - S. S . 873 ) , die

Geſellſchaftsverträge künftig nur durch das Reich beſteuern zu
laſſen und den Einzelſtaaten jede Beſteuerung der Geſellſchafts⸗
verträge über Errichtung und Kapitalserhöhung der Aktiengeſell⸗
ſchaften , der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung zu unterſagen ;
der Stempel ſollte dann von 3 Prozent Aktienſtempel ( daneben hat
Preußen noch 1½ Prozent Geſellſchaftsſtempel erhoben ) auf
4½% Prozent Stempel bei Errichtung von Aktiengeſellſchaften und

Neuausgabe von Aktien erhöht werden . Für Geſellſchaften mit be⸗

ſchränkter Haftung wurden 3 Prozent Stempel vorgeſchlagen .

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung , die nach dem Inhalt
des Geſellſchaftsvertrags oder auch nur tatſächlich den Erwerb oder
die Verwertung von Grundſtücken betreiben , ſollten mit 5 Prozent
beſteuert werden . Auf Antrag des Zentrums iſt für letztere noch
im Intereſſe des Mittelſtandes beſtimmt worden :

„ Die Stempelabgabe von 5 vom Hundert ermäßigt ſich auf die Hälfte
für Handwerkerbaugeſellſchaften , die ſatzungsgemäß und tatſächlich Grund⸗
ſtücke erwerben , um eine Bebauung durch die Geſellſchafter ausführen zu
laſſen oder um durch die Weiterführung eines bereits begonnenen Baues die
Gläubigerforderungen aus Lieferungen für den Bau zu ſichern . “

Dieſe neuen Steuern ſollen 28 Millionen Mark bringen . Der

Reichstag ſtimmte einmütig dieſen Vorſchlägen zu .

Anträge der Konſervativen , die Stempelabgaben auf aus⸗

ländiſche Aktien und alle Obligationen zu erhöhen , auch die Börſen⸗
umſatzſteuern zu erhöhen , wurden mit allen gegen die Stimmen der



Antragſteller abgelehnt . Das Zentrum erklärte , daß es zwar zu⸗

gebe , daß die Erhöhung des Aktienſtempels eine entſprechende Er —

höhung des Obligationenſtempels rechtfertigen würde , ſchon um die

ungeſunde Vermehrung der Obligationen nicht zu befördern ; aber

im jetzigen Moment ( Geldknappheit , Wehrbeitrag , hohe Belaſtung
von Induſtrie und Handel ) könne man eine ſolche Steuererhöhung

nicht vornehmen .

6 . Die Stempelſteuern auf Verſicherungen .

Die Aufſicht über die Privatverſicherung iſt ſeit dem Geſetz
über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12 . Mai 1901

reichsgeſetzlich geregelt . Ebenſo haben die ſonſtigen Rechts⸗
beziehungen auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens — und zwar

auch für öffentliche Verſicherungsunternehmungen —in dem Reichs⸗
geſetz über den Verſicherungsvertrag vom 30 . Mai 1908 für das

Reichsgebiet eine einheitliche Grundlage erhalten . In ſteuerlicher
Hinſicht iſt es dagegen bei der Regelung durch einzelſtaatliche Geſetze
verblieben . Dieſe ſtimmen weder in der Höhe der Belaſtung noch

auch nur in den Beſteuerungsgrundſätzen überein . Schon dadurch
wird das Geſchäftsgebaren der Verſicherungsunternehmungen , das

ſich durchgängig auf das ganze Reichsgebiet erſtreckt , ſtörend beein —

flußt . Insbeſondere aber wird als unbillige Härte empfunden , daß
die einzelſtaatliche Ordnung der Möglichkeit mehrfacher Beſteuerung
desſelben Verſicherungsvorganges Raum läßt . Indem die Landes⸗

abgabe zumeiſt zu entrichten iſt nicht nur da, wo die Verſicherungs —
urkunde ausgeſtellt oder ausgehändigt wird , ſondern auch dort , wo

die verſicherten Gegenſtände ſich befinden , wird in Fällen , in denen

die Urkunde im Geltungsbereiche des einen Landesgeſetzes errichtet
wird und die verſicherten Gegenſtände im Geltungsbereich eines

anderen Landesgeſetzes liegen , eine doppelte Steuerpflicht aus⸗

gelöſt , und zu dieſer kann eine weitere Steuerpflicht ſich geſellen ,
wenn etwa während der Dauer der Verſicherung deren Gegenſtände
in den Geltungsbereich eines dritten Steuergeſetzes gelangen . Dieſe

Gefahr mehrfacher Beſteuerung zu vermeiden , haben ſich einzelne
Bundesſtaaten durch Abſchluß von Gegenſeitigkeitsverträgen an⸗

gelegen ſein laſſen . Dadurch iſt indeſſen nur für einen verhältnis⸗
mäßig kleinen Teil des Reichsgebiets die Möglichkeit doppelter Be⸗

ſteuerung ausgeräumt worden . Ueberdies vermögen die Gegen⸗
ſeitigkeitsabkommen weder die Verſchiedenheit der einzelſtaatlichen
Steuergeſetze auszugleichen , noch die daraus ſich ergebende Rechts⸗
unſicherheit zu beheben . In weſentlich verſtärktem Maße iſt daher
—zumal ſeit im übrigen für das Verſicherungsweſen der wirt⸗

ſchaftlichen Einheitlichkeit des Reichsgebiets Rechnung getragen
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worden iſt — der Wunſch hervorgetreten , die beſtehenden Un —

ſtimmigkeiten dadurch zu beſeitigen , daß auch in ſteuerlicher Hin⸗

35
das Verſicherungsweſen einem einheitlichen Rechte unterſtellt

wird .

Dieſem Wunſche wurde durch den Geſetzentwurf ( DS Nr . 873 )
entſprochen. Er ſieht für das ganze Reichsgebiet und für das ganze

Verſicherungsweſen eine einheitliche Ordnung vor , indem weder all⸗

gemein einzelſtaatliche Stempelabgaben zugelaſſen , noch auch nur
der einzelſtaatlichen Geſetzgebung für diejenigen Verſicherungs⸗
zweige Raum bleibt , die von dem Reichsgeſetze mit einer Abgabe
nicht belegt ſind .

Die Vorlage enthielt folgende Vorſchläge zur Beſteuerung :
Feuerverſicherung :

a) Mobilien . 25 Pf . für 1000 M. Verſicherungsſumme
h) Inmobilien [ 900, , 10

Einbruchsdiebſtahl und

Glasverſichektüng 1 ( 00 , 1
Transport - und Seever⸗

berſicheküng 1000 ,
Lebensverſicherung . . 1 Prozent der Barprämie
Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung . 1 5 5

Befreit ſein ſollten :
1. Rückverſicherungen .
2. Verſicherungen , bei welchen die VerſicherungsſuVmme den Betrag

von 1000 Mark — im Falle Immobilienverſicherung von 3000 Mark ,
im Falle Lebensverſicherung von 2000 Mark —nicht überſteigt . Als

Verſicherungsſumme gilt bei Rentenverſicherungen der Kaufpreis und
in Ermangelung eines ſolchen der zehnfache Betrag der Rente .

3. Verſicherungen nach Maßgabe der Reichsverſicherungsordnung , ſo⸗
weit ſie nicht auf §8§ 843 , 1029 , 1198 beruhen , des Verſicherungs⸗
geſetzes für Angeſtellte oder der auf Grund berggeſetzlicher Vorſchriften
errichteten Knappſchaftskaſſen .
Verſicherungen von Bedienſteten und Arbeitern gegen Todesfall oder

Körperverletzung im Gewerbebetrieb .
Krankenverſicherungen .
Arbeitsloſen⸗ und Stellenloſigkeitsverſicherungen .

Hagel⸗ und Viehverſicherungen .
Der Geſamtertrag der Verſicherungsſtempel ſollte betragen :

a) Feuerverſicherung :
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1. bewegliche Gegenſtändee . 24 440 000 M.

2. unbewegliche Gegenſtände . . 5150 000 „

b) Einbruchsdiebſtahl und Glasverſicherung . 1050 000 „

c) Transport⸗ und Seeverſicherung . . 840 000 „

ch Lebensverſicheruunmgg 4690000 ,

e) Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung . . 610 000 „
10 000 „

Zuſammen . 36 720 000 M.

f) Sonſtige Verſicherungen .
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Der Reichstag hat ſich mit großer Mehrheit ( nur die Sozial⸗ ft
demokraten ſtimmten dagegen ) auf den Boden der Vorlage geſtellt , 0
aber er hat ſehr weſentliche Aenderungen vollzogen :

a) Der Stempel auf Mobilienverſicherung wurde

von 25 Pfennig auf 15 Pfennig herabgeſetzt und dieſe Steuer vom

Zentrum damit gerechtfertigt , daß das Mobiliar vom Wehrbeitrag
befreit ſei und ſomit dieſer Stempel in erſter Linie Vermögende fit

treffe . 21

155 b) Der Stempel auf Immobiliarverſicherung 10

wurde mit 5 Pfennig belaſſen ; aber die Regierung ſagte zu , daß le

er als Buchſtempel bei den Geſellſchaften erhoben werde , wodurch 246
0 teils keine Mehrbelaſtung der Verſicherten , teils keine nennens⸗

werte Mehrarbeit entſteht .

c) Bei der Transportverſicherung wurde der Stempel auf
½ Prozent der Barprämie feſtgeſtellt , ſo ein Mehr von 350 000

Mark erreicht und den Wünſchen der Geſellſchaften entſprochen . In f

den Hanſeſtädten iſt man mit dieſer einfachen Steuerregelung ſehr

zufrieden . f

3 d) Bei der Lebensverſicherung wurde der Stempel von 1 Pro⸗ 0

zent auf ½ Prozent der Barprämie herabgeſetzt .

e) Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung wurden für ſteuerfrei

erklärt . 0

1) Alle Verſicherungen unter 3000 Mark wurden für ſteuerfrei
erklärt .

Durch dieſe Aenderungen ſinkt der Ertrag von 36,7 Milli⸗

onen Mark auf 22 Millionen Mark herab .
Der Geſamtbetrag aus den Stempelſteuern iſt ſomit 50 Milli⸗ U

onen Mark . Nach der Vorlage ſollte den Bundesſtaaten bis 1916 fl

der volle Ertrag der Landesſtempel ( 20 Millionen Mark jährlich ) , 1
bis 1919 der halbe Ertrag ( 10 Millionen Mark jährlich ) vom Reiche
erſtattet werden . Der Reichstag hat beſchloſſen , nur bis zum
31 . März 1915 den vollen Betrag ( 20 Millionen Marh ) zu erſtatten .

7. Forterhebung der Zuckerſteuer .

Die Vorlage der Regierung enthielt die Beſtimmung , daß die 9
Zuckerſteuer bis zum Ende des Rechnungsjahres 1917 in der bis⸗

herigen Höhe aufrecht erhalten bleiben ſoll ; was nach 1917 ge⸗

ſchehen ſollte , war in der Vorlage nicht ausdrücklich geſagt , wohl
aber angedeutet , daß man an eine Ermäßigung nicht denken könne . f
Der Reichstag dagegen beſchloß , die Zuckerſteuer in der bisherigen



Höhe von 14 Pfennig ohne Friſtbeſchränkung zu erheben . Das Zen —
trum konnte dieſem Antrage um ſo mehr zuſtimmen , als es ſchon 1908
gegen die Herabſetzung der Zuckerſteuer auf 10 Pfennig geſtimmt
hatte . Die wiederholten Verlängerungen der bisherigen Zucker⸗
ſteuer haben nun ein Ende erreicht ; es bleibt bei 14 Pfennig .
Die Anſicht des Zentrums hat jetzt faſt allgemeine Billigung
gefunden ; man kann eine Steuer , die ſich eingewöhnt hat und relativ
leicht getragen wird , nicht herabſetzen , weil man dann wieder neue
Steuern in derſelben Höhe von 40 Millionen Mark ſchaffen mußte .
40 Millionen Mark nicht wegfallende Zuckerſteuern werden unter
allen Umſtänden leichter getragen als 40 Millionen Mark neue
Steuern ; auch ſind die geſamten Erhebungskoſten dieſelben , ob
man 40 Millionen Mark mehr oder weniger aus dem Zucker holt .
Von einer Ermäßigung der Steuer hätten die Konſumenten den
geringſten oder gar keinen Vorteil . Die erſten Zuckerinduſtriellen
Deutſchlands haben das Zentrum gebeten , ſich gegen eine Ermäßi⸗
gung der Zuckerſteuer auszuſprechen .

Da man bisher bei allen Finanzierungsplänen den Wegfall
aus der Zuckerſteuer mit 40 Millionen Mark Ausfall eingeſetzt hat ,
darf man jetzt ab 1917 dieſelbe Summe für die Deckung einſetzen .

8. Grundſtücksſtempel und Reichswertzuwachsſteuer .

Bei der Reichsfinanzreform im Jahre 1909 hat man die Er⸗

hebung eines Grundſtückumſatzſtempels in Höhe von zwei Drittel
Prozent beſchloſſen ; ein Drittel Prozent ſollte aber wegfallen bei

Einführung der Reichswertzuwachsſteuer . Als man 1911 dieſe ein⸗
führte , ließ man zur Deckung der damaligen Militärvorlage dieſes
zweite Drittel bis 1. Juli 1914 beſtehen . Die neueſte Deckungs⸗
vorlage wollte nun dieſes zweite Drittel bis zum 31 . März 1917

beſtehen laſſen . Die Kommiſſion beſchloß zuerſt , das zweite Drittel
nur bis 31 . März 1915 beſtehen zu laſſen , was gegenüber der Vor⸗

lage einen Ausfall von insgeſamt 40 Millionen Mark bedeutet

hätte .

In der zweiten Leſung wurde dann beſchloſſen , den Umſatz⸗
ſtempel mit zwei Drittel Prozent bis 31 . März 1917 (nach der
Vorlage der Regierung ) zu erheben , ihn dann auf ein Drittel

Prozent herabzuſetzen , gleichzeitig aber das Reichswertzuwachs —
ſteuergeſetz als Reichsſteuer aufzuheben mit folgender Maßgabe :

Die Vorſchrift des § 1 Abſ . 2 Satz 3 und 4 des Zuwachsſteuergeſetzes
vom 14. Februar 1911 ( Reichsgeſetzbl . S. 33 ) wird aufgehoben . Die Steuer⸗
freiheit tritt nicht ein , wenn der Veräußerer oder ſein Ehegatte den Grund —
ſtückshandel gewerbsmäßig betreibt .



Für alle nach dem Zuwachsſteuergeſetz vom 14. Februar 1911 nach dem
30. Juni 1913 eintretenden Fälle der Steuerpflicht fällt die Erhebung des

Reichsanteils fort .
Für die Erhebung der Zuwachsſteuer in den Gemeinden ( Gemeinde⸗

verbänden ) und Bundesſtaaten gilt das bisherige Recht mit folgenden Maß⸗
gaben :

1. In entſchädigungsberechtigten Gemeinden ( Gemeindeverbänden ) der
im § 60 Abf . 1 bezeichneten Art wird bis zum 1. April 1915 der

auf das Reich entfallende Anteil zu gunſten der Gemeinde ( des
Gemeindeverbandes ) weiter erhoben .

2. Für entſchädigungsberechtigte Gemeinden ( Gemeindeverbände ) der
im § 60 Abſ . 2 erwähnten Art kann die Landeszentralbehörde an —
ordnen , daß die Satzungen , die vor dem 1. Januar 1911 beſtanden
haben , mit Wirkung von dieſem Tage ab weitere Geltung haben .
Der über den Durchſchnittsertrag hinausgehende Betrag verbleibt
der Gemeinde ( dem Gemeindeverbande ) .

Die Vorſchriften der vorſtehenden Ziffern 1 und 2 finden auf
die im § 61 erwähnten Bundesſtaaten entſprechende Anwendung .

3. Die im Zuwachsſteuergeſetz dem Bundesrat oder dem Reichskanzler
übertragenen Befugniſſe gehen auf die Landeszentralbehörde über .
Dieſe iſt befugt , ſie auf nachgeordnete Behörden zu übertragen .

4. Die Zuwachsſteuerämter ſind befugt , mit Genehmigung der Ober⸗
behörde oder einer anderen von der Landeszentralbehörde zu be⸗
ſtimmenden Stelle von der Veranlagung und Erhebung der Zu⸗
wachsſteuer inſoweit abzuſehen , als die Veranlagungskoſten außer
Verhältnis zum Ertrage ſtehen würden .

Durch Landesgeſetz oder in Gemäßheit des Landesrechts durch orts⸗
ſtatutariſche Vorſchrift kann eine andere Regelung der Beſteuerung des Wert⸗
zuwachſes getroffen werden .

Dieſe Vorſchrift wurde mit den Stimmen aller bürgerlichen
Parteien gegen die der Sozialdemokratie und einiger weniger Ab⸗

geordneter anderer Parteien angenommen ; ſie hat die Wirkung ,
daß das Geſetz als Reichsgeſetz nicht mehr gilt , wohl aber als

Landesgeſetz . Dieſes Geſetz kann nun in jedem Landtage und je
nach der Landesgeſetzgebung durch Ortsſtatut geändert werden .

Als Reichsgeſetz aber gilt , daß die kleineren Verkäufe ( 20 000 Mark
bei bebauten und 5000 Mark bei unbebauten Grundſtücken ) über⸗

haupt nicht mehr unter das Geſetz fallen , ſofern ſie nicht von ge —
werbsmäßigen Grundſtückshändlern vollzogen werden .

Wie kam die mehr als Dreiviertel - Mehrheit des Reichstages

dazu , das erſt vor zwei Jahren angenommene Geſetz aufzuheben
und lieber den roheren Umſatzſtempel auf zwei Jahre länger beſtehen
zu laſſen ? Der Hauptgrund lag in folgendem : das Beſitzſteuer⸗
geſetz bringt eine allgemeine Beſteuerung des Vermögenszuwachſes ;
es unterſcheidet den Zuwachs nicht mehr nach der Quelle , aus der

er ſtammt ; auch jeder Zuwachs aus Grundbeſitz wird hiernach be —

ſteuert . Angeſichts dieſes Geſetzes läßt es ſich nicht mehr recht —
fertigen , nun einen Teil des Zuwachſes einer beſonderen Steuer zu

unterwerfen . Das neue Geſetz unterſcheidet nicht mehr zwiſchen
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verdientem und unverdientem Wertzuwachs ; ſo kann man auch
nicht mehr beim unverdienten Wertzuwachs unterſcheiden zwiſchen
dem aus dem mobilen Kapital ( Börſengewinne , Lotteriegewinne
uſw. ) und dem Grundſtücke ſtammenden . Eine ſchärfere Beſteuerung
des letzteren iſt um ſo weniger zu rechtfertigen , als die in Betracht
kommenden Grundſtücke ſchon überall nach dem gemeinen Werte
recht hoch beſteuert werden , ſo auch beim Wehrbeitrag . Die inneren
Gründe für die Wertzuwachsſteuer fielen alſo weg ; wie die Dienſt⸗
und Berufseinkommenſteuer fiel , als man die allgemeine Ein⸗
kommenſteuer einführte , ſo fiel die Wertzuwachsſteuer , als die all⸗
gemeine Vermögenszuwachsſteuer kam . Aber noch ein zweiter Ge⸗
ſichtspunkt war maßgebend : kein Geſetz hat ſo viel Haß und Aerger
hervorgerufen als die Wertzuwachsſteuer ; ſie brachte große Un⸗
ſicherheit in den ganzen Grundſtücksmarkt ; ſie war mit die Urſache
der Lahmlegung des Baumarktes . Die Erhebungskoſten wurden
ungemein große und überſtiegen in manchen Gegenden die Ein⸗
nahme . Jedes kleine Tauſchgeſchäft fiel unter das Geſetz . In
einem Bundesſtaate wurden im Jahre 118 000 Grundſtücksgeſchäfte
veranlagt und nur 2000 waren ſteuerpflichtig . Es zeigte ſich auch ,
daß die Verhältniſſe in den einzelnen Gemeinden ſo ſehr verſchieden
ſind , daß ein Reichsgeſetz nicht durchführbar iſt . Alle dieſe Umſtände
wirkten zuſammen , um die überraſchend große Mehrheit für die

Aufhebung dieſes Geſetzes zuſtande zu bringen . Der Ausfall der

Reichskaſſe beträgt jährlich höchſtens 20 Millionen Mark . Dieſes
Geſetz ſtammt aber nicht aus der Finanzreform von 1909 , ſondern
hat 1911 auch die Zuſtimmung beider liberalen Parteien gefunden .

9. Die Aufhebung des Scheckſtempels .

Von allen im Jahre 1909 beſchloſſenen Steuern wurde nur
eine einzige aufgehoben : der Scheckſtempel , was einen Ausfall von
3 Millionen Mark bringt . Die Konſervativen ſtimmten gegen die
Aufhebung , gegen welche ſich auch die Reichsbank ausſprach . Dieſe
Steuer iſt 1909 auf Vorſchlag der Regierung geſchaffen worden .

Obwohl eine Mehrheit für Aufhebung der Zündholzſteuer , Herab⸗
ſetzung des Kaffeezolles uſw . im Reichstage vorhanden iſt, wurde

von keiner Partei , auch von der Sozialdemokratie nicht, ein Antrag
auf Aufhebung dieſer Steuern geſtellt . Von den im Jahre 1909

beſchloſſenen 445 Millionen Mark neuer Steuern ſind alſo ganze
3 Millionen Mark aufgehoben worden .



10 . Das Erbrecht des Staates und die Erhöhung
der Erbſchaftsſteuer .

„ Eine Beſchränkung des geſetzlichen Erbrechts der Blutsverwandten

zugunſten der Reichskaſſe iſt dem Reichstag ſchon im Jahre 1908 in Ver⸗

bindung mit der damals ins Werk geſetzten Finanzgeſetzgebung vorgeſchlagen
worden ( zu vergleichen Nr . 998 der Druckſachen des Reichstags 1907/ö1909 ) .
Der Entwurf iſt indeſſen , nachdem für den Bedarf anderweite Deckung ge⸗

funden worden war , ſeinerzeit nicht verabſchiedet worden . Die Erörterung

über die Frage iſt ſeitdem nicht verſtummt , und es iſt nicht zu verkennen ,

daß ſich der Grundgedanke in weiten Kreiſen lebhafter Befürwortung er⸗

freut . Daß ſich ſeiner praktiſchen Durchführung mancherlei Schwierigkeiten

entgegenſtellen , hat ſich bei Beratung des Entwurfs in der dazu eingeſetzten

Kommiſſion des Reichstags zwar gezeigt . Es hat ſich aber nicht der Eindruck

gewinnen laſſen , daß dieſe Schwierigkeiten unüberwindbar ſeien . Der außer⸗

ordentliche Bedarf , der ſich jetzt zur Deckung der fortlaufenden Ausgaben für
die Stärkung unſerer Wehrmacht ergibt , läßt es daher geboten erſcheinen , auf
den früheren Geſetzenwurf zurückzukommen . “

So lieſt man in der Begründung des neuen Entwurfes , der

jährlich 15 Millionen Mark dem Reiche und 5 Millionen Mark dem

Einzelſtaate bringen ſollte , indem er grundlegend beſtimmte :
„ Sind nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Abkömmlinge

von Großeltern des Erblaſſers in der Seitenlinie oder Verwandte der vierten

Erbrechtsordnung oder der ferneren Ordnungen zur geſetzlichen Erbfolge be⸗
rufen , ſo tritt an ihre Stelle als geſetzlicher Erbe der Fiskus . Der Fiskus
iſt ferner geſetzlicher Erbe , wenn zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter
noch ein Ehegatte des Erblaſſers vorhanden iſt . “

Der Entwurf fand nur bei der Sozialdemokratie Billigung ;

auch die beiden liberalen Parteien wollten das geſetzliche Erbrecht

nicht ſo weit einengen und brachten entſprechende Anträge ein .

Der ſozialdemokratiſche Abg . Dr . Südekum kündigte ſchon an ,

daß man bei einem geringen Ertrag aus dieſem Geſetze die Teſtier⸗

freiheit ſpäter einſchränken werde . Das Geſetz hatte keine Ausſicht
auf Annahme . Die Kommiſſion ließ es unerledigt liegen , als ſich
eine Mehrheit für Erhöhung der Sätze der Erb⸗
ſchaftsſteuer von 1906 gefunden hatte ; nach dem Beſchluſſe
derſelben , dem der Reichstag zuſtimmte , iſt die Erbſchaftsſteuer von

4 Prozent auf 5 Prozent erhöht worden für Abkömmlinge erſten

Grades von Geſchwiſtern , von 6 auf 8 Prozent für Abkömmlinge

zweiten Grades von Geſchwiſtern uſw . , auf 12 Prozent ( bisher zehn

Prozent ) für die entfernteren Verwandten , ſo daß ein Schlußſatz
dieſer Steuer von 30 Prozent ( bisher 25 Prozent ) vorhanden iſt .

Da zudem dieſe Erbſchaften noch unter die Vermögenszuwachs⸗
ſteuer fallen , ſah die Mehrheit dieſe Beſteuerung als eine beſſere

und ſichere Einnahmequelle an als das Erbrecht des Staates . Die

Mehreinnahmen belaufen ſich auf 10 Millionen Mark jährlich .



Von dem Rohertrage , welcher aus der Beſteuerung der Erb⸗

ſchaften aufkommt , erhält das Reich vier Fünftel ( bisher drei

Viertel), den einzelnen Bundesſtaaten verbleibt ein Fünftel ( bis⸗
her ein Viertel ) ihrer Roheinnahme .

In dieſer Verteilung der Einnahmen liegt keine Schädigung
der Einzelſtaaten , da aus der Erbſchaftsſteuer mehr Geld kommt ,
ohne daß die Erhebungskoſten ſich ſteigern .

11 . Die Verſtärkung des Kriegsſchatzes
um 120 Millionen Mark in Gold und 120 Millionen Mark in
Silber ( etzteres zur Befriedigung eines außerordentlichen Be⸗
darfes ) fand nur Oppoſition bei der Sozialdemokratie und einem
Teile der Volkspartei . Auf Antrag des Zentrums wurde ins Geſetz
aufgenommen :

„ Die vom Reichskanzler zur Befriedigung eines außerordentlichen Be⸗
darfs zu treffenden oder getroffenen Maßnahmen ( durch erhöhte Ausgabe
von Silbermünzen ) ſind , abgeſehen von dem Falle der Mobilmachung , dem
Reichstag mitzuteilen und wieder außer Kraft zu ſetzen , wenn der Reichstag
dies verlangt . “

Beide Maßnahmen verfolgen den Zweck , dem Finanzweſen des Reichs
gegenüber den in kritiſchen Zeiten geſteigerten Anſprüchen eine größere Wider⸗
ſtandsfähigkeit zu verleihen . Es bedarf keiner näheren Darlegung , daß
namentlich die finanziellen Anforderungen , welche der Krieg ſtellt , im Laufe
der Zeit gewaltig gewachſen ſind und die Neigung zu weiterer Steigerung
in ſich tragen . Es muß deshalb als ein ebenſo wichtiges wie dringendes Be⸗
dürfnis angeſehen werden , die ſofort greifbaren Mittel des Reichs zu ver⸗
mehren . Wenn zu dieſem Behufe der Geſetzentwurf die Beſchaffung eines
Beſtandes von je 120 Millionen Mark in Silber⸗ - und Goldmünzen ins Auge
faßt , ſo geſchieht dies in der Erwägung , daß in Kriegszeiten erfahrungs⸗
gemäß die Nachfrage nach Zahlungsmitteln überhaupt außerordentlich zu⸗
nimmt und insbeſondere der Bedarf an Hartgeld beträchtlich geſteigert iſt .
In letzterer Hinſicht braucht nur auf die Befriedigung der Anſprüche von
Heer und Marine mit Eintritt der Mobilmachung ſowie insbeſondere auf
die hohen Beträge hingewieſen zu werden , die für die Löhnung der Truppen
erfordert und von den ausrückenden Mannſchaften aus ihren Erſparniſſen
mit ins Feld genommen werden . Es ſind aber nicht nur die Bedürfniſſe der
Heeres⸗ und der Marineverwaltung , ſondern auch die ſtarken Anforderungen
in Betracht zu ziehen , welche der allgemeine Verkehr in kritiſchen Zeiten
ſtellt . Auch hier zeigt ſich das Beſtreben , gerade metalliſche Zahlungsmittel
in erhöhtem Maße zu begehren . “

12 . Der außerordentliche einmalige Wehrbeitrag

in Höhe von 975 bis 1000 Millionen Mark wurde in der Vorlage
folgendermaßen begründet :



„ Die Jahrhundertfeier der politiſchen Erhebung , und Wiedergeburt
Preußens und Deutſchlands weckt die Erinnerung an die Betätigung ſelbſt⸗
loſer Vaterlandsliebe und beiſpielloſen Opferſinns . Wenn in einem ſolchen

Augenblicke bedeutſamer vaterländiſcher Erinnerungen die verbündeten Regie⸗

rungen dem Vorſchlag der Erhebung eines einmaligen außerordentlichen
Wehrbeitrags von dem Vermögensbeſitz einmütig ihre Zuſtimmung geben , ſo
geſchieht dies in der feſten Ueberzeugung , daß auch heute noch der Aufruf
an die Opferwilligkeit der Beſitzenden im deutſchen Volke einen lebhaften
Widerhall findet . Eine ſtarke Wehrmacht hat dem deutſchen Volke eine jahr⸗
zehntelange Friedensarbeit ermöglicht und bleibt auch in Zukunft eine ſichere
Bürgſchaft und Gewähr für die Erhaltung eines ehrenvollen Friedens und
damit für den weiteren Fortſchritt auf allen Gebieten des politiſchen , wirt⸗

ſchaftlichen und kulturellen Lebens . Es erſcheint deshalb keine unbillige
Forderung an die Beſitzenden , einen nach der Höhe ihres Vermögens be⸗

meſſenen einmaligen Betrag an das Reich , das ihnen durch ſeinen ſtarken
Schutz den Vermögenserwerb ermöglicht hat und den ungeſtörten Beſitz des
Erworbenen gewährleiſtet , zur Verſtärkung ſeiner Rüſtung abzugeben . Daß
die vorgeſchlagene Abgabe vom Vermögen einen außerordentlichen Charakter
hat und nicht wiederkehren ſoll , iſt an ſich etwas Selbſtverſtändliches , wird

zur Vermeidung jeder Mißdeutung aber auch noch in ihrer Bezeichnung als
eines einmaligen außerordentlichen Beitrags zum Ausdruck gebracht . “

Sämtliche Parteien ſtellten ſich auf den Standpunkt des Ent⸗

wurfes ; alle Parteien haben in der Schlußabſtimmung demſelben

zugeſtimmt , nur Polen und Elſäſſer ſtimmten mit Nein . Es bedarf

daher keiner eingehenden Rechtfertigung des Grundgedankens .

Im einzelnen iſt der Entwurf aber gegenüber der Vorlage
recht erheblich geändert worden ; er wurde auch der beſte Bahn —
brecher für die Vermögenszuwachsſteuer , der er ſich im allgemeinen
anſchließt , nur die Zahlen ſind andere . Dieſe beiden Geſetze ge⸗

hören enge zuſammen ; eines ohne das andere iſt kaum denkbar ;

der Wehrbeitrag mußte ſeine Fortſetzung erhalten entweder in

der Reichsvermögensſteuer oder in der Vermögenszuwachsſteuer ;
letzteres iſt geſchehen . Der Wehrbeitrag bildet Fundament und

Ausgangspunkt für die neue Beſitzſteuer .

a) Beſteuerung des Vermögens .

Die Vorlage wollte alle Vermögen ab 10 000 Mark mit

0,5 Prozent Abgabe belaſten . Sämtliche Parteien erklärten ſich

gegendieſen Vorſchlag ; ſie forderten nicht nur eine Erhöhung der

ſteuerfreien Summe , ſondern auch eine Staffelung der Steuer . Nach
eingehenden Kommiſſions - und Subkommiſſionsverhandlungen
wurden folgende Beſtimmungen angenommen und zwar nahezu
durchweg einſtimmig :

Ein Wehrbeitrag wird nicht erhoben von ſolchen Vermögen , die zehn⸗
tauſend Mark nicht überſteigen .

Die beitragsfreie Vermögensgrenze erhöht ſich bei einem Einkommen
von nicht mehr als 2000 Mark auf 50000 Mark und bei einem Einkommen
von mehr als 2000 , aber nicht mehr als 4000 Mark auf 30 000 Mark .
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Die Abgabe vom Vermögen beträgt bei einem Vermögen bis zu 50 000
Mark und bei größeren Vermögen von den erſten 50 000 Mark 0,15 v. H. ,
von den nächſten angefangenen oder vollen . 50 000 „ 0,35 „ „

7, 7＋ 7 7. 7. 8 100 000 0,5 7, ,
7˙ 7. . ˙7 7- . 80 300 00⁰ 4 0,7 . ˙Ä

„ „. „ „ 95300%̇%οο ‚ ‚ ‚οfο§̟
7. 7˙ ˙ . 77 . * 1 00⁰000⁰0 41 7. .
71 ˙ 4. . 7. 7· * 3 00⁰000⁰ 7 1,3 7 7-
„ „ „ „ Jeeeeee

Uon den höheren Beträgen
Das Prinzip der Durchſtaffelung vermeidet Härten ; um aber

die Uebergänge zu erleichtern , kann der Bundesrat Nachlaß ge⸗
währen . Dieſe Staffel fand einſtimmig Annahme ; dieſelbe ſoll
880 Millionen Mark einbringen .

b) Beſteuerung des Einkommens .

Die Vorlage wollte Einkommen von 50 000 M. an mit höch⸗
ſtens 2 Prozent Steuer belaſten . Auch hiergegen wandte ſich der

Proteſt aller Parteien ; einſtimmig wurde beſchloſſen , alle Ein⸗
kommen von 5000 Mark an zum Wehrbeitrag heranzuziehen und

zwar mit folgender Staffel : bei einem Einkommen

bis zu 10 000 Mark 1 v. H. des Einkommens ,
bon imehr als 10000 Mark , 1500000 5

TC 8 1
1 , 7. 20 000 7. , 7. 25 00⁰0 , 1„6 . ˙ ,
7„ 7 25 000 7• 7 7 30 00⁰0 7„ 1„8 7 77 7„
.1 . 30 000 , . . 35 000 . 2 7, .
z
E . ˙ 40 00⁰0 7. 7 7˙ 50 000 7

„ „ „ 500000 60⁰0s
71 . ˙ 60 000 . ˙ * 70 000 .

100,9900 %

75 . 80 000 7. 77 7- 10⁰ 00⁰⁰ 7-
„ „ 100000 „ „ 200000 „

7, 7 20000⁰0 , 5- 7. 50⁰000⁰ .
„ % hh) hß) ß) ßß „5

Dieſe Staffel ſoll 80 Millionen Mark einbringen . In der
Kommiſſion war zuerſt eine anderweitige Beſteuerung der Ein⸗

kommen beſchloſſen worden ; man kapitaliſierte dieſe und ſchlug
ſie dann zum Vermögen . Die Sozialdemokraten beantragten eine

ſtärkere Heranziehung der Einkommen und behaupteten , die be⸗

ſchloſſene Staffel belaſte die unteren Einkommen zugunſten der

hohen ; demgegenüber ſtellte Berichterſtatter Graf Weſtarp feſt :
„ Von den Einkommen von 5000 Mark bis 8333,33 Mark betrug nach den

Beſchlüſſen der erſten Leſung der Steuerſatz 0,9 Prozent und beträgt jetzt
1 Prozent . In dieſer Stufe iſt alſo eine kleine Erhöhung zuzugeſtehen . Dann
aber geht es weiter : bei 10 000 Mark betrug nach den Beſchlüſſen erſter
Leſung die Staffel 1,1 und beträgt jetzt 1 Prozent , bei 15000 Mark betrug
ſie in der erſten Leſung 1/4 und beträgt ſie jetzt 1,2 Prozent . Bei 20 000 Mark
betrug nach den Beſchlüſſen erſter Leſung ſie 1,75 , jetzt 1ù4 Prozent . Bei
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25 000 Mark betrug ſie in der erſten Leſung 2 und beträgt ſie jetzt 16 Pro⸗
zent , bei 30 000 Mark betrug ſie 2,166 und jetzt 1,8 Prozent , bei 40 000 Mark
betrug ſie nach der erſten Leſung 2,575 und beträgt ſie jetzt 2,5 Prozent , alſo
immer noch etwas weniger . Bei 50000 Mark waren es 2,9 Prozent nach
der erſten Leſung , und jetzt ſind es 3 Prozent . Hier iſt es alſo wieder eine
Kleinigkeit höher . Daß kleine Schwankungen entſtehen , iſt natürlich unver⸗
meidlich , wenn man verſchiedene Staffeln ausbaut . Ich kann aber feſtſtellen ,
daß im weſentlichen die Staffel der zweiten Leſung bei dem Einkommen
bis zu 50 000 Mark niedriger , zum Teil erheblich niedriger iſt als die Staffel
der erſten Leſung . “ ( 169. Sitzung v. 25. Juni 1913 . St . B. S. 5798 . )

Von dem feſtgeſtellten Einkommen wird ein Betrag abgezogen ,
der einer Verzinſung von 5 Prozent des abgabepflichtigen Ver —

mögens entſpricht . Wer z. B. 20 000 Mark Einkommen bei
200 000 Mark Vermögen beſitzt , darf für letzteres eine Verzinſung
von 10 000 Mark in Abzug bringen und hat nur noch ein Ein⸗
kommen von 10 000 Mark zu beſteuern . Dieſer Abzug ſoll die

Doppelbeſteuerung des Vermögens vermeiden ; er wird nicht immer
das richtige treffen , iſt aber einſtimmig beſchloſſen worden . Ver⸗

mögen , das ſich hoch rentiert , wird hierbei ſtärker erfaßt . Als

Grundlage der Einkommenbelaſtung gilt die letzte Veranlagung
zur Einkommenſteuer .

e) Beſteuerung der Aktiengeſellſchaften .
Die Vorlage wollte die Aktiengeſellſchaften mit ihrem geſamten Ver⸗

mögen abzüglich des Steuerwertes des Aktienkapitales beſteuern .
Nationalliberale und Volkspartei lehnten dies ab, da es ſich um
eine Doppelbeſteuerung handle . Das Zentrum wollte die Aktien⸗

geſellſchaften mit ihrem geſamten Vermögen beſteuern , ebenſo alle
anderen Erwerbsgeſellſchaften , aber es wollte dem einzelnen Ge —

ſellſchafter geſtatten , von ſeinem Vermögen den Beſitz von Aktien ,
Kuxen und Geſchäftsanteilen in Abzug zu bringen . Schließlich
einigte man ſich auf folgende Faſſung :
Beitragspflichtig ſind ferner Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell⸗
ſchaften auf Aktien und zwar

J. wenn ſie im Inland ihren Sitz haben , mit den in der Bilanz
des letzten Betriebsjahres aufgeführten wirklichen Reſervekontenbeträgen , zu⸗
züglich etwaiger Gewinnvorträge , abzüglich der Fonds für Wohlſahrtszwecke ;

2. wenn ſie im Inland keinen Sitz haben , mit ihrem inländiſchen
Grund⸗ und Betriebsvermögen .

Gemeinnützige Geſellſchaften ſind ſteuerfrei , ebenſo Geſell⸗
ſchaften , welche im Durchſchnitt der letzten fünf Jahre — oder , wenn
die Geſellſchaft erſt kürzere Zeit beſteht , im Durchſchnitt der bisher
abgeſchloſſenen Geſchäftsjahre — weniger als drei vom Hundert
Gewinn verteilt haben und bei denen der Kurs - oder Verkaufswert
80 vom Hundert des eingezahlten Kapitals nicht überſteigt . Dieſe
Art der Beſteuerung hat den Vorzug , daß keine Chikane erfolgt ,
daß die ganze Erhebung eine ſehr einfache wird und daß die



ſtillen Reſerven nicht aufgedeckt werden müſſen . Der Ertrag wird
auf 40 Millionen Mark berechnet .

Sofern insgeſamt mehr als 1000 Millionen Mark auf⸗
kommen , tritt folgende Beſteuerung in Kraft :

„ die Einnahme aus dem Wehrbeitrag zuzüglich freiwilliger Beiträge
iſt ausſchließlich zur Deckung der Koſten für die auf Grund der Vorlage
an den Reichstag vom 28. März 1913 beſchloſſene Verſtärkung der Wehr⸗
macht zu verwenden . Als ſolche Koſten gelten die einmaligen Ausgaben und
die fortdauernden Ausgaben der Jahre 1913 bis 1916 , ſoweit dieſe nicht aus
dem Ertrage der erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Deckungsgeſetze oder aus
laufenden Einnahmen beſtritten werden können .

Wenn nach dem Voranſchlag für das Jahr 1915 die Einnahme aus dem
Wehrbeitrag die Ausgaben , zu deren Deckung ſie beſtimmt iſt , überſchreitet ,
iſt der Mehrbetrag zur Kürzung des letzten Drittels des

nach Maßgabe des Reichshaushaltsgeſetzes bereitzu —
ellen . “

d) Steuervergünſtigungen . Für kinderreiche
Familien iſt folgendes auf Antrag des Zentrums beſchloſſen
worden :

Gewährt der Beitragspflichtige , deſſen Vermögen den Betrag von
hunderttauſend Mark und deſſen Einkommen den Betrag von zehntauſend
Mark nicht überſteigt , Kindern auf Grund geſetzlicher Verpflichtung
( §§ 1601 bis 1615 BGB . ) Unterhalt , ſo ermäßigt ſich der Beitrag für das
dritte und jedes folgende minderjährige Kind um 5 vom Hundert ſeines
Betrags .

Hat der Beitragspflichtige ein Vermögen von nicht mehr als zwei⸗
hunderttauſend Mark und ein Einkommen von nicht mehr als zwanzig⸗
tauſend Mark , ſo ermäßigt ſich der Wehrbeitrag für den dritten und jeden
weiteren Sohn , welcher ſeine geſetzliche Dienſtpflicht beim Heer
oder der Flotte abgeleiſtet hat , um je 10 vom Hundert ſeines Betrags . Die
Beitragsermäßigung tritt auch ein , wenn die Ableiſtung der Dienſtpflicht noch
in den Jahren 1914 , 1915 und 1916 erfolgt . Iſt der Wehrbeitrag in dieſem
Falle bereits voll entrichtet , ſo iſt der entſprechende Betrag dem Beitrags⸗
pflichtigen auf Antrag zu erſtatten .

Möbel , Hausrat , Schmuck und Kunſtgegenſtände unter⸗

liegen nicht dem Wehrbeitrag ; einmal ſind dieſe Gegenſtände
ſchwer zu ſchätzen , machen viel Nachſchnüffelei , zwingen manchmal

zum Verkauf und Verſchleudern dieſer Gegenſtände und zudem
werden ſie zum Ausgleich erfaßt in der Beſteuerung der Feuer⸗
und Einbruchsdiebſtahlverſicherung .

Wird nachgewieſen , daß ſich das Einkommen zwiſchen
der Erhebung des erſten und des zweiten oder des letzten Drittels
des Wehrbeitrags um mindeſtens 40 vom Hundert vermin dert

hat , ſo iſt auf Antrag eine dem verbliebenen Einkommen ent⸗

ſprechende Ermäßigung der ſpäteren Beitragsteile zu gewähren .

Der Wehrbeitrag iſt in drei Raten ( Vorlage zwei

Raten ) zu entrichten und zwar die erſte Rate drei Monate nach
der Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides . Das zweite Drittel



iſt bis zum 15 . Februar 1915 , das letzte Drittel bis zum 15 . Fe⸗
bruar 1916 zu entrichten .

Den Beitragspflichtigen ſteht es frei , die ſpäteren Teilbeträge

zum voraus zu zahlen . Erfolgt die Zahlung mindeſtens drei

Monate vor dem geſetzlichen Zahlungstage , ſo iſt der Beitrags⸗
pflichtige berechtigt , vier vom Hundert Jahreszinſen vom Tage der

Einzahlung bis zum geſetzlichen Zahlungstag in Abzug zu bringen .
Bei beſonderen Härten kann die Abgabe geſtundet werden .

Die Einſichtnahme und Prüfung der Bücher und Schriftſtücke
des Beitragspflichtigen durch die Steuerbehörde ſoll tunlichſt in

deſſen Wohnung oder Geſchäftsräumen erfolgen .
Das Zentrum beantragte , daß die Bilanz des letzten

Jahres zugrunde gelegt werden müſſe ; es konnte aber nur fol⸗
gendes erreicht werden :

„ Für Betriebe , bei denen regelmäßige jährliche Abſchlüſſe ſtattfinden ,
kann der Vermögensfeſtſtellung der Vermögensſtand am Schluſſe des letzten
Wirtſchafts - oder Rechnungsjahres zugrunde gelegt werden . “

* **
*

Die Vorſchriften über die Ermittlung des Wertes landwirt —

ſchaftlicher Grundſtücke ſchließen ſich dem des Wehrbeitrages an .

Die Bundesfürſten zahlen den Wehrbeitrag nach den Vor —

ſchriften des Geſetzes ; die Regierung erklärte , daß dabei nicht nach
unten , wie das Geſetz es vorſchreibt , ſondern „ nach oben “ ab —

gerundet werde .

e) Beſteuerung der Toten Hand . Die Sozial⸗
demokraten brachten in der Kommiſſion und im Plenum den

Antrag ein :

„Beitragspflichtig ſind ferner Kirchen , Religionsgeſellſchaften , Stif⸗
tungen , Orden und Anſtalten mit demjenigen Teil des Vermögens , der nicht
ausſchließlich der Armen⸗ , Waiſen⸗ , Kranken⸗ , Krüppel⸗ , Arbeitsloſen⸗ und
Obdachloſenfürſorge dient . “

Der Antrag wurde von der Rechten , dem Zentrum , den Na⸗
tionalliberalen und dem größten Teil der Volkspartei abgelehnt .
In der Kommiſſion wurde von ſeiten des Zentrums gegen den

Antrag ausgeführt , daß das Kirchenvermögen zu einem großen
Teil den Zwecken diene , für die den Kirchen ein Beſteuerungsrecht
eingeräumt ſei , von dem ſie Gebrauch machen müßten , ſoweit das

Vermögen nicht ausreiche . Wenn man das Vermögen mitbeſteuern
würde , ſo würde die Steuer durch Kirchenabgaben aufgebracht wer⸗
den müſſen , man würde inſoweit alſo für den Wehrbeitrag den

Maßſtab der Kirchenabgaben einführen , und namentlich in den

ländlichen Bezirken auch die ärmſten Kreiſe belaſten , die ſonſt vom
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Wehrbeitrag befreit ſind . Der Antrag ſei auch deshalb unvoll —
kommen , weil er nur die Armen⸗, Waiſen⸗ und Krankenpflege frei⸗
laſſen wolle . Das ſei nur der kleinere Teil der kirchlichen Wohl⸗
fahrtspflege . Rettungshäuſer , Frauenheime , Aſyle , Stiftungen ,
die zur Förderung des Studiums oder zur beſſeren Bildung dienen ,
oder ſonſtige Mittel , die charitativen Zwecken dienen , würden be⸗

troffen werden . Wie ſtehe es z. B. mit dem Moniſtenbund , der
ein beträchtliches Vermögen habe ? So wie der Antrag gefaßt ſei ,
mache er den Eindruck einer einſeitigen Kirchenfeindlichkeit , da er
nur ſolches Vermögen treffen wolle , welches religiöſen und kirch⸗
lichen Aufgaben diene . Es ſei z. B. gar nicht einzuſehen , warum
man die kirchlichen Vermögen treffen wolle , nicht aber die aus

politiſchen Gründen angeſammelten , wie z. B. die Vermögen der

Gewerkſchaften . Es werde daher die Frage zu erörtern ſein , ob
man den Antrag dahin erweitern wolle , daß er alle juriſtiſchen
Perſonen , alle Stiftungen , Vereine und Anſtalten treffe .

*
*

Wenn man die geſamten Beſchlüſſe des Reichstages zuſammen⸗
faßt und die Deckung ſich vor Augen hält , ſo iſt dieſe für die

einmaligen Ausgaben eine ſehr einfache ; die 898 Millionen Mark

Bedarf werden gedeckt durch den Wehrbeitrag und die Ueberſchüſſe ;
es ſtehen aus beiden nach der Vorlage noch mindeſtens 157 Milli⸗

onen Mark für die fortdauernden Ausgaben zur Verfügung ( Siehe
Seite 56) . Dieſer Teil des Entwurfes hat ſich nicht geändert ;
anders iſt es mit den fortdauernden Ausgaben und Einnahmen ;
darüber ſagt folgende Tabelle alles :

Fortdauernde Ausgaben und Einnahmen bis 1917 .

I . Bedarf ( in Millionen Mark )

1913 ; ai 1917 :

Militärvorlage : 54 153 186 186 186

Ausfall wegen
Aufhebung der

a) Zuwachsſteuer : 15 20 20 20 20

b) Scheckſteuer : — — — 1

Summe : 69 173 206 207 209
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II . Deckung ( in Millionen Mark )

ee en e

Berichtigung der

Einnahme⸗Etats : 24 16 16 16 16

Stempelſteuern : 15 30 50 50 50

Erbſchaftsſteuer : 1 10 10 10 10

Grundſtücksüber⸗
tragungsſtempel : — 5 20 20 —

Zuckerſteuer : — — — 20 40

Beſitzſteuer — —— — — 90

Summe 46 7¹ 96 116 206

Es ergibt ſich ſomit in den einzelnen Jahren ein Fehlbetrag
von Millionen Mark :

18 1914 : 9183 8 191⁷

23 102 110 9¹ 3

Alſo insgeſamt ein Fehlbetrag von 329 Millionen Mark . Da⸗

für ſtehen 157 Millionen Mark aus dem Wehrbeitrag zur Ver⸗

fügung , ſo daß ungedeckt bleiben : 172 Millionen Mark .

Dieſe Summe wird zunächſt ermäßigt durch die im Herbſte zu voll⸗

ziehende Beſteuerung der Buchmacherwetten , wofür ſich
ſämtliche Parteien des Reichstages ausſprachen ; rechnet man hier⸗
aus nur 10 Millionen Mark pro Jahr , ſo macht es für die Jahre
1914 —1917 insgeſamt 40 Millionen Mark aus und das Defizit
geht auf 132 Millionen Mark herunter .

Für Deckung dieſes Betrages ſtehen geſetzlich drei Wege offen :
1. Mehrbetrag des Wehrbeitrages über 1000 Millionen Mark .
2. Ueberſchüſſe der Jahre 1913 —1917 .
3. Wenn 1 und 2nicht eintreten : vorübergehende Erhöhung der

Matrikularbeiträge .

Im Jahre 1909 hat man einen Fehlbetrag von 240 Millionen
Mark gehabt , der damals auf Anleihe gewonnen wurde ; er konnte

infolge der hohen Ueberſchüſſe ſchon 1911 ganz beſeitigt werden .

Heute iſt man in einer ähnlichen , aber günſtigeren Situation . Viele

Kreiſe erhoffen vom Wehrbeitrag höhere Einnahmen als 1000 Milli⸗
onen Mark . Ehe man neue Steuern macht , warte man daher das

Reſultat dieſer nationalen Opfergabe ab . Man kann heute beruhigt
ſagen , daß trotz dieſes Fehlbetrages die Deckung vorhanden iſt , zu⸗
mal das natürliche Steigen der Einnahme ſchon für einen Aus⸗

gleich ſorgen hilft .



In einer arbeitsreichen Seſſion hat das Zentrum uneigen⸗
nützig und unter Opfern gearbeitet für die Stärke des Vaterlandes
und das Wohl des Volkes ; um dem Ganzen zu dienen , ſtellte es

oftmals die eigene Parteianſicht zurück , ohne ſeine Grundſätze zu
verleugnen . Manche befürchten , andere hoffen , daß die Konſtellation
am Schluſſe der Reichstagsſitzungen eine neue politiſche Aera

bringen werde ; wie dem auch ſei : gegen das Zentrum wird ſie
nicht gerichtet ſein können , ohne das Zentrum würde ſie bald Schiff —
bruch leiden müſſen . Die Mitarbeit des Zentrums iſt immer die

beſte Garantie dafür , daß kein allgemeines Volksintereſſe verletzt
wird und keine Staatsnotwendigkeit unerfüllt bleibt . Dies iſt der

Stolz der Partei und der Ruhm ſeiner Wähler !

Druckfehler⸗Berichtigung .

Auf Seite 15, 6. Zeile von unten , muß es ſtatt „ Lex “
Leſer heißen .
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